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Vorwort.

D ie  freundliche Aufnahm e, welche meiner kleinen Schrift 
„Prinz Christian“ zu Theil geworden ist, hat mich bestimmt, 
abermals ein W ort an meine M itbürger zu richten. W as 
damals meine Furcht mir als eine epidemische Verirrung 
erscheinen liess , der falsche undänische Skandinavismus 
nämlich, scheint glücklicherweise ganz in den H intergrund 
gedrängt zu sein. Dagegen haben die Begebenheiten es nun 
mit sich geführt, dass „Holsteins A ussonderung“ ein beliebtes 
Schlagwort geworden is t, und desshalb will ich, obgleich ich 
selbst dem Orte fern bin, wo diese Zeilen gedruckt werden sollen, 
doch meine Bemerkungen nicht zurückhalten, weil ich klarer 
und klarer erkenne, dass eine ruhige Betrachtung, welche 
den Begebenheiten und leitenden Persönlichkeiten fernsteht, 
Vieles in einem ganz ändern Lichte sieht, als worin man es 
durch die Zeitungen zu sehen bekommt. D er Politiker w ird 
vielleicht sowohl von dieser als von meiner vorigen Schrift 
sagen, dass beide nichts Neues enthalten. Dies ist auch 
ganz wahr! Allein ich tröste mich mit dem Spruche, dass 
nicht Alles was neu ist, darum auch gu t ist. Und etwas 
ist doch neu an meiner Darstellung der Sache, nämlich die 
Form. Denn, obwohl ich mir bewusst bin, nicht nach einer 
besonderen Darstellung zu haschen, so fühle ich doch gut, 
wie weit meine Darstellung von dem Gewöhnlichen entfernt 
ist. Jch  muss fürchten in einer Zeit zu langweilen, wo man 
die W ahrheit nicht hören will, es sei denn, das sie mit dem 
F litter geistreicher Floskeln umkleidet ist. Man verzeihe 
einem Manne mit einiger W eltkenntniss diesen Ausbruch der 
Ungeduld über unsre Zeit! Es soll der einzigste bleiben.
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Holsteins Aussonderung aus dem deutschen Bunde.

Ich  benutze diesen älteren Gedanken zur Einleitung der 

beiden nächsten Abschnitte. Die Ueberschrift enthält den 

populairen Ausdruck, welcher jedoch nicht der correct este 

is t; denn strenge genommen ist nicht Holstein ein Theil des 

deutschen Bundes, sondern es ist Se. M ajestät der König 

von Dänemark wegen Holstein und Lauenburg Mitglied des 

deutschen Bundes souverainer selbstständiger Fürsten. H ol­

stein ist wirklich neun Jah re  in dieser Bedeutung „ausgesondert“ 

gewesen. Damals näm lich, als das heilige römische Reich 

1806 aufgelöst wurde, entband der deutsche Kaiser, welcher 

von dieser Zeit an den T itel eines oesterreichischen Kaisers 

annahm, seine Lehnsleute von der alten Lehensverpflichtung. 

Und dergestalt hörte Holstein auf, ein Theil des heiligen 

römischen Reiches zu sein. Es w urde in die übrige dänische 

Monarchie incorporirt, und sinnbildlich wurde damals der 

bekannte Stein über dem Thore Rendsburgs weggenommen, 

wodurch man früher angedeutet h a tte , dass die E ider gegen 

Norden die Grenze des römischen Reiches bilde.

Man wird sich vielleicht darüber w undern, dass der 

König von Dänemark diese Aussonderung Holsteins nicht 

beibehielt. Allein gerade dadurch verräth man Mangel an
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Einsicht in politische Begebenheiten, welche den kleineren 

Staat oft gegen seinen W illen in neue Verbindungen hinein­

ziehen.

W as auf dem W iener Congresse mit Rücksicht auf die 

europäischen Staatsverhältnisse beschlossen wurde, dem musste 

die kleinere Macht beitreten, und man wird sich erinnern, dass 

die Königreiche D änem ark und Sachsen sich der Persönlichkeit, 

welche die gemeinschaftliche Macht Europas gebrochen hatte, 

so gegenübergestellt hatten, dass nur die persönliche Anwesen­

heit König Friedrichs V I und Oesterreichs kluge Politik ferneren 

Demüthigungen Dänemarks vorbeugte. Die 1806 bewerk­

stelligte Incorporation Holsteins in den Staatskörper der 

Monarchie musste nicht grade aufgegeben werden, allein das 

Territorium  des römischen Reiches wurde nun ein sogenanntes 

Bundesgebiet, und der König von Dänemark tra t wegen 

Holstein (und später wegen des jüngst erworbenen Lauen- 

burgs) dem deutschen Fürstenbunde bei.

Freilich würde man dem damals Passirten eine gänzlich 

unrichtige D arstellung geben, wenn man es als eine lediglich 

gezwungene Handlung des französisch gesinnten beschnittenen 

Dänemarks betrachten wollte Die E rrichtung des deutschen 

Bundes w ar keine Restauration des deutschen Reiches, son­

dern hatte den politischen Zweck: in E uropa’s Herzen ein 

friedliches Element zu bewahren, welches gegenseitigen Schutz 

gegen äussere Angriffe gewährte und für die Zukunft den 

Schrecken des Krieges und jenen Heereszügen vorbeugte, 

welche vor Kurzem Deutschland nach allen Seiten hin 

verheert hatten. In  diese Allianz mitaufgenommen zu wer­

den , konnte für D änem ark nicht anders als ein reiner poli­

tischer Gewinn erscheinen. Dänemark hatte ja  vor Kurzem 

seine ganze Heeresmacht an der Elbe concentriren müssen.



Dies wurde in Zukunft überflüssig. Und damals konnte 

Niem and, selbst das fernsichtigste Auge nicht ahnen, dass 

das gute Einvernehm en, welches bis dahin zwischen Dänen 

und Holsteinern bestanden hatte , sollte können abgelöst 

werden von einem Nationalhasse zwischen dänischen und 

deutschen U ltra’s , und, gestützt durch revolu tionäre Zeit­

bewegungen, einen offenen Aufstand gegen den dänischen 

König mit sich führen.

Ich verlasse den W ienercongress, um mit einem Sprunge 

zu dem Aufstande des Jahres 1848 zu kommen, damit es 

recht in die Augen fallen m öge, dass in der Zwischenzeit 

etwas gänzlich Unberechenbares vorgegangen ist, welches 

dem  Verhältnisse zwischen Dänemark und Deutschland, oder 

richtiger der dänischen Regierung und dem deutschen Bundes­

tage, eine ganz andere unerw artete G estalt gegeben hat.

Den U rsprung des Schleswig-Hölsteinismus zu unter­

suchen, liegt ausserhalb der natürlichen Grenzen dieser Be­

trachtung. N ur möge es mir erlaubt sein zu bemerken, 

was oft übersehen w ird, dass der Schleswig-Holsteinismus 

einen doppelten U rsprung hat. Dass sich viele Jah re  hin­

durch eine w a h r e  Brüderschaft zwischen diesen beiden 

N achbarprovinzen gebildet hatte —  dies historische Factum  — 

ist man (in Dänemark) allzu geneigt je tz t ganz zu übersehen. 

D ass die (dänische) Regierung diesem Verhältniss sogar 

Beifall und Anerkennung geschenkt h a tte , vergisst man 

ebenfalls; und dass der Bundestag bereits 1846 sich befugt 

halten konnte, Holsteins Recht zur politischen Verbindung 

m it Schleswig geltend zu machen, is t am Ende auch ein 

wichtiges Factum zur Beleuchtung des Zustandes, wie er 

früher w ar und je tzt ist.
Allein der eigentliche Ausgangspunct des Schleswig-



Holsteinismus ist doch in den nach Napoleons Fall überall 

erwachenden nationalen Sympathien zn suchen, die in Grenz­

provinzen nothwendigerweise zu A ntipathien führen mussten. 

Räumt man die Berechtigung der N ationalität auf dem einen 

Puncte ein, muss man sie auch auf dem ändern gelten lassen; 

und da nützt es nicht, dass man einen unhistorischen unbe­

rechtigten kränkenden Balken in seines Bruders Auge nach­

weist, wenn man nicht zugleich den unhistorischen kränkenden 

Balken in seinem eigenen sehen will. Die N ationalität kann 

ihrer N atur zufolge Uebergriffe nicht vermeiden, wenn sie a ls  

das Höhere auftritt. Sie ist dann eher aggressiver als con- 

servativer N atur. Die N ationalität, als die Triebfeder unserer 

Zeit, betrachte ich wie eine politische Epidemie, welche gewiss 

noch mehr Opfer verlangen wird. Allein das Schlimmste in 

der N ationalitätskrankheit liegt darin, dass sie die Köpfe der 

Gelehrten angegriffen hat und dass sie in der Hand d er 

Mächtigen eine gefährliche Waffe gegen den Schwächeren 

werden kann. Ich kann dies hier nicht weiter ausführen, 

Jeder möge selbst die Anwendung machen! N ur das w ill 

ich hinzufügen, dass wenn etwas nicht nöthig ha t, künstlich 

hervorgerufen oder zur Schau getragen zu w erden, dies die 

N ationalität ist, welche unbewusst und stets mehr als nöthig 

in unserm Herzen gährt, und uns öfter zu selbstsüchtigen 

ungerechten Urtheilen verleitet.

Denn Sünde und Schande ist es, das fremde W ort N atio­

nalität mit dem schönen Namen der Vaterlandsliebe zu ver­

wechseln. W enn die N ationalität oft selbstanbetend ist, so- 

ist die Vaterlandsliebe „selbstvertheidigend“, wenn die N atio­

nalität meist erobernd au ftritt, ist die Vaterlandsliebe sogar 

„selbstaufopfernd“, ist die N ationalität oft gierig nach fremdem-
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Eigenthum , so ist die Vaterlandsliebe genügsam in ihrem 

Eigenen.
Und ganz gewiss hat es Vaterlandsliebe gegeben, ehe 

die N ationalität das Schlagwort der Zeit geworden ist. Und 

nun sage ich, dass durch V a t e r l a n d s l i e b e  der dänische 

S taa t aufrecht erhalten worden ist in seinem natürlichen und 

rechtmässigen Umfang und es hoffentlich bleiben wird. Allein 

giebt es etwas, was unsern „Staatskörper" zertrüm mern und 

seine Auflösung vorbereiten kann, so ist es die falsche 

gierige N ationalität.

N icht die falschen Erbprätensionen der Augustenburger, 

nicht der nexus socialis der Ritterschaft, nicht der Demokra­

tismus der Neuholsteiner ist die Hauptursache des Aufstandes 

gewesen. W ohl aber die nationale Deutung der Gegenwart 

des socialen „ungedeelt tosam en“ der Vergangenheit, die hoch­

deutsche Uebertreibung des treuherzigen Plattdeutsch der V er­

gangenheit! Siehe, das ist der Keim desjenigen, was in unseren 

T agen unter der ironischen unverdauten Einheitsbenennung 

„Schlesw ig-Holstein“ gefeiert wird! Ungefähr wie die natio­

nalen U ltras des Nordens sich wegen der lateinischen Be­

nennung „Skandinavien“ vereinigt haben.

Ja , in dem Grade sind N ationalität und Vaterlandsliebe 

verschieden, dass heutzutage alte dänische Vaterlandsliebe 

G efahr läuft, von dem modernen N ational-Skandinavism us 

als Landesverrath gestem pelt zu werden. Je tz t verlangt man, 

dass dänische, schwedische und norwegische Vaterlandsliebe 

als Opfer auf den A ltar des neuen Götzen niedergelegt werde.

Z ur Illustration dieses modernen Götzenbildes haben 

dann die Geschichtsschreiber angefangen in der Geschichte 

das Oberste nach Unten zu kehren, haben die Begebenheiten 

in ganz neuem Lichte dargestellt und aus denselben That-
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sachen die allerverschiedensten Resultate gezogen. D ies ist 

doch wirklich ein Zeichen der Zeit. W enn dann die H erren 

Schleswigholsteiner sich zu eben der Zeit an einer schleswig­

holsteinischen Vereinigung ergötzen, wo ein dänischer R unen­

stein im Süden der Dannevirke laut gegen ihre nationalen 

Uebergriffe spricht, so lasst uns darin eine W arnung gegen 

die nationale E itelkeit sehen, welche ebenso hässlich ist als 

der prätensiöse Hochmuth eines einzelnen Menschen. D ass 

dieser nationale Götze, welcher in Deutschland ein vielköpfiges 

Ungeheuer ist, vor allen Dingen Anbeter unter Deutschlands 

Gelehrten gefunden hat, ist leider eine unbestreitbare T hat- 

sache. Die Nationalversammlung in F rankfurt zeigte die 

Folgen dieser Schwärmereien, und das kleine Dänemark hat 

hart dafür büssen m üssen, dass es sich selbst in dieser Be­

ziehung nicht rein zu erhalten wusste.

Indessen konnte gewiss kein Staatsm ann gleich nach den 

Begebenheiten des Jahres 1848 erw arten, dass der deutsche 

Bund in seiner ursprünglichen G estalt als ein reiner F ü rsten ­

bund wieder aufleben werde. Es w ar daher nicht so w underbar, 

dass ein dänischer S taatsm ann, einer der ersten welche sich 

frei für den Gesam m staat aussprachen, es als eine N oth- 

wendigkeit für den dänischen G esam m tstaat aufstellte, dass 

Holstein-Lauenburg aus dem deutschen Bunde trete. Gleich­

wohl nehme ich an , dass dieser S taatsm ann nicht so kate­

gorisch diese Forderung würde gestellt haben, wenn er gesehen 

hätte , dass Deutschlands Verfassungsverhältnisse sich nicht 

in der Richtung der Centralisation entwickeln würden.

Später ist diese Forderung nicht so vernehm bar zu 

W orte gekommen. Allein ich muss doch gestehen, dass dies 

Schweigen ein bemerkenswerthes Zeichen von dänischer Seite 

ist. Denn es bestärkt nur allzusehr die V erm uthung, dass
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das warme Interesse, welches von gewisser Seite in D äne­

m ark für Schleswig gezeigt w ird, einer entschiedenen Kälte 

P latz  macht, wenn von Holstein und dessen Stellung im 

S taate die Rede ist. Jene Forderung verrieth daher eine 

Gesinnung, welche nicht blos den ganzen Staat, sondern alle 

seine Bestandtheile mit gleichem Interesse und gleicher Liebe 

umfasste.

Dass diese Forderung verstum m te, verdankt man nicht 

blos Deutschlands zurückgekehrtem Bundestage, sondern auch 

der friedfertigen Stellung desselben zu Dänemark. Trotz 

des Krieges zwischen Dänem ark und den Reichstruppen, und 

trotz der unfreiwilligen Rückzüge, zeigte der Bundestag sich 

doch entgegenkommend den Schritten gegenüber, welche die 

dänische Regierung, zufolge des Friedensschlusses mit P reu s­

sen, und der Unterhandlungen mit Oesterreich, behufs neuer 

Vereinigung des dänischen S taates zu einem organischen 

Ganzen, vornahm. Auch Oesterreich und Preussen ermahnten 

alle ihre Bundesgenossen in Frankfurt, sich entgegenkommend 

zu zeigen. (Siehe „Vorlage von Oesterreich und Preussen, 

das ihnen übertragene Bundescommissorium in der holsteini­

schen Angelegenheit betreffend“ , wo es heisst: „Bei der 

P rüfung der einzelnen, der Competenz der hohen Bundes­

versammlung unterliegenden, Bestimmungen der königlich 

dänischen Bekanntmachung vom 28sten Jan . d. J . werden die 

deutschen Regierungen“ — das ist die feste Zuversicht Oester­

reichs und Preussens —  „nicht den M aassstab der Aufregung, 

wie er sich in einer tief bewegten Zeit, namentlich auch in 

Bezug auf die vorliegende Frage, geltend gemacht, s o n d e r n  

d e n  d e r  r u h i g e n  W ü r d i g u n g  wirklicher Rechte und ge­

gebener Verhältnisse anlegen“.) Die allerhöchste Bekannt­

machung vom 28sten Jan . 1852 fand keinen W iderstand in
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F rankfurt; ebenso wenig die Zolleinheit der dänischen Mon­

archie, und das ungeachtet der Bestrebungen, eine deutsche 

Zolleinheit zuwegezubringen, was im Jahre  1846 kaum 

Billigung gefunden hätte; die gleiche Thronfolge der Mon­

archie stiess auf keine Schwierigkeiten. Ja , der erste Versuch 

einer repräsentativen GesammtVerfassung nach der Einwohner­

zahl, die Königliche V erordnung vom 26sten Ju li 1854, ver- 

anlasste keinerlei E inspruch von Seiten des Bundes.

W eshalb sollte Dänemark dann auf einer Forderung

bestehen, welche neue Ausschreitungen und Verwicklungen 

hätten mit sich führen können? J a ,  der orientalische Krieg, 

der die Mächte des Ostens und des W estens in Bewegung

setzte, bestätigte grade eben die friedliche Bedeutung eines 

Fürstenbundes in Europas Mitte, und das, welchem Sardinien 

nicht widerstand, gelang es den nordischen Mächten und dem 

deutschen Bunde vollständig zu vermeiden.

A lso : Holsteins Aussonderung vom deutschen Bunde

ist nun eine F rag e , welche jedenfalls nicht auf der Tages­

ordnung steht, und ich glaube, dass dänische Staatsm änner 

sich wohl bedenken werden, ehe sie jem als diesen Gedanken 

wieder aufnehmen. Ein dänischer Minister in F rankfurt a M. 

ist ebensoviel als ein H eer von 50,000 Dänen an der Elbe.



Holsteins Aussonderung ans dem dänischen 
Gesainnitstaat.

Diese Frage drängte sich uns mit einer A rt gebietender 

Nothwendigkeit auf zur Zeit, als Deutschlands Centralisation 

1848 schien viel grösser als bisher werden zu wollen. In ­

dessen ist es doch gewiss, dass weder die Hitze des Augen­

blickes, als Dänemark zum Gegensätze den E iderstaat schien 

proklam iren zu wollen, noch bei späterem Nachdenken irgend 

ein dänischer Staatsm ann, welcher im Rathe Sr. Maj. des 

Königs Sitz gehabt hat, soviel mir bekannt ist, sich Holsteins 

V erbindung mit dem übrigen Dänem ark als eine blosse P er­

sonalunion gedacht hat. Gleichwie das Grundgesetz vom 

5 ten Jun i 1849 nicht Schleswig umfasste, sondern frühere A us­

sprüche Schleswig provinzielle Selbstständigkeit versprachen, 

so kam m an mit jedem  Tage m ehr und mehr zu dem Ge­

danken zurück, Holsteins für den Augenblick abgebrochene 

Verbindung mit dem Staate wiederanzuknüpfen. Und selbst 

wenn man, wie das sogenannte Notabelproject, sich Holstein 

in einer etwas loseren Staatsverbindung mit dem Königreiche 

als die des Königreichs mit Schleswig ist, stehend dächte, 

so schimmert doch durch das Ganze deutlich ein G e s a m m t -  

staat hindurch, in dem das Königreich, Schleswig und Holstein



eine Anzahl gemeinsamer Angelegenheiten haben würden, 

jeder Landestheil ferner seine besonderen Angelegenheiten, 

die für Holstein von grösserem, für die beiden ändern Landes- 

theile von geringerem Umfang wären. Das dies Project 

scheiterte, verdankt man sicherlich zum Theil der eigenen 

Ungeneigtheit der Versammlung, die gemeinsamen Angelegen­

heiten für alle drei Landestheile zu vermehren und der allzu 

grossen N eigung, die Gemeinscliaftliclikeit .zwischen dem 

Königreiche und Schleswig, mit Beiseitesetzung Holsteins 

auszudehnen, namentlich wollte man dem Vorschläge eines 

Mitgliedes in Betreff einer a b s o l u t  nothwendigen gemein­

samen Heereseinheit nicht bei treten.

Indessen handelte es sich im Ganzen nur um einen 

Gradesunterschied. Und dass die allerhöchste Bekanntmachung 

vom 28sten Januar 1852 das Gemeinsame und Besondere 

gleichmässig für sämmtliche drei Landestheile vertheilte, war 

ganz gewiss ein grosser politischer F ortschritt in den Augen 

aller derjenigen, welche nicht, wie die Eiderpolitiker, Holstein 

aus der Staatsverbindung ausscheiden, oder wie die Schleswig- 

Holsteiner, das Königreich in blosser Personalunion mit den 

H erzo g tü m ern  haben wollten. Dass alle p o l i t i s c h e  V er­

bindung zwischen den beiden Herzogthümern wegliel, w ar 

für Dänemark angesichts des Bundesbeschlusses von 1846 

ein ausserordentlicher F ortsch ritt; und dass die Einwohner­

zahl als Grundlage in der Repräsentation des ganzen Staates 

respectirt w urde, w ar viel m ehr, als man nach dem vierge- 

theilten Ständezustande, welcher früher Dänem ark in Schatten 

stellte, erwarten konnte.

Dass Holsteins Aussonderung vom G esam m tstaate nun 

auch auf die Tagesordnung gesetzt w urde, selbst wenn dies
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auch weder officiell noch officieus der Fall w äre*), is t, wie 

m ir scheint, nur eine Folge der übereilten Schritte, wodurch 

inan der ruhigen Entwicklung der so  l e i c h t  zu verändernden 

königlichen Verordnung vom 26sten Ju li 1854, welche mit 

grösster Sorgfalt jede Einmischung in die besonderen Verfass­

ungsformen der Landestheile vermied, Vorgriff. Allein es ist 

hier meine Sache nicht, Personen anzuklagen; ich weiss nur zu 

gut, dass es so oft die Begebenheiten sind, welche die P er­

sonen beherrschen. Allein ich glaube nicht zu viel zu sagen, 

wenn ich ausspreche, dass man hier einmal wieder dem 

nationalen Götzen auf Kosten der Besonnenheit ein Opfer 

gebracht hat, und dass der undankbare Götze den Opfernden 

dafür zum Ersatz keinen einzigsten, weder beabsichtigten 

noch wirklichen oder vermeintlichen, Vortheil verschafft hat, 

sondern dass im Gegentheil Zank und Zwietracht die Folge 

der Ausserachtlassung der allerersten Forderungen der S taats­

klugheit geworden ist.

E ine sogenannte constitutionelle einzige Kammer tra t 

ins Leben durch das Verfassungsgesetz vom 2ten October 

1855 , welches wohl mit Hülfe des durch die königliche 

V erordnnng vom 26sten Ju li 1854 ernannten Reichsraths 

gegeben w urde, allein doch nicht als aus demselben durch 

innere Nothwendigkeit hervorgegangen bezeichnet werden 

kann. Das erzwungene apodictische „ J a “ glich viel mehr 

der F rucht einer äussern Nothwendigkeit.

In  dem neuen Reichsrathe erschienen dann 80 M änner 

aus den verschiedenen Gegenden des Landes, um über das

*) Im  gegenw ärtigen Zeitpuncte, 1860 , kann davon doch nicht m ehr die 
R ede se in , vielm ehr ist die K önigl. R eg ie iu n g  eifrig bem ü h t, eine 
L ö su n g  der V erw icklungen im gesam m tstaatlichen Sinne zu finden, 
etw as, w as sich als mehr und m ehr unverm eidlich herausgestellt hat.

D . U .
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Gemeinsame, über die gemeinsamen Bedürfnisse des S taates 

zu berathschlagen. Das Ministerium, welches die Verfassung 

vom 2ten Octbr. 1855 constituirt hatte , erhielt hier durch 

Universitäts- und H ochschul-Freunde, sowie durch Freunde 

und Verwandte dieser*), eine kleine knappe M ajorität, wenn 

nämlich die eigenen Stimmen des Ministeriums mitgezählt 

wurden, z. B. bei der provocirenden E rrichtung des Oeresunds- 

fonds. Dieser M ajorität stand eine M inorität gegenüber, 

welche aus höchst verschiedenen Bestandtheilen gebildet war, 

so dass doch der Kern von älteren Beam ten, G utsbesitzern 

und Aehnl. gebildet wurde. In constitutioneller Beziehung 

konnte die ministerielle M ajorität keine Verantwortlichkeit 

haben, und man war berechtigt, die Interessen des S taates 

besonders vom Ministerium selbst wahrgenommen zu sehen. 

D ergestalt wurde die S taatsfrage eine ganz persönliche, so 

dass gradezu von gewisser Seite geäussert w urde, dass man 

sich in die Verordnung vom 26sten Ju li fände, weil sie von 

ä n d e r n  M ännern ausginge, zu denen man V ertrauen habe; 

in die Verfassung vom 2ten Octbr. 1855 wollte man sich 

dagegen aus dem entsprechenden entgegengesetzten Grunde 

nicht finden.

Die Mitglieder des Reichsrathes selbst sind von vorn­

herein durchaus von dem Gefühle ihres eigentlichen Berufes 

nicht durchdrungen gewesen, nämlich die Gesammtinteressen 

des g a n z e n  Staates wahrzunehmen. Man hat zum Beispiel 

mit ängstlicher Sorgfalt dafür gesorgt, dass in jeden Aus-

*) Dass Freundschaft und Bekanntschaft in so wichtigen Dingen wider 
Pflicht, Gewissen und Ueberzeugung den Ausschlag gegeben hätte, 
ist doch nicht anzunehmen, vielmehr war die Freundschaft wohl oft 
eine Folge der v o r g ä n g ig e n  gleichen politischen Ueberzeugung.

D . U.
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schuss wenigstens ein H olsteiner und ein Schleswiger gewählt 

w urde, w ährend man in der Ausübung seines Berufes so 

sicher hätte sein müssen, dass man bei der Zusammensetzung 

der Ausschüsse nur Rücksicht genommen hätte auf die innere 

Beschaffenheit der Sache und die besonderen Qualificationen der 

Mitglieder in solcher Beziehung, oder jedenfalls nur Rücksicht 

auf verschiedene Auffassungsweisen der vorliegenden Sache. 

Nun dagegen w ar die N iedersetzung jedes Ausschusses eine E r­

innerung an das Uebergewicht der dänischen M ajorität von 3 

gegen 2, und von Seiten des Ministeriums zeigte sich keine 

Auffassung, welche Bürge hätte sein können, dass es die Sache 

von höherem Standpuncte, als die M ajorität, betrachtet hätte.

Diese L age rief den sog. A ntrag  der Eilfe an Se. M ajestät 

hervo r, das Verfassungswerk in einer W eise als noch nicht 

abgeschlossen zu betrachten, und namentlich die abgeschlos­

senen Verhandlungen mit den Sonderrepräsentationen der 

Landestlieile wieder aufzunehmen. H ier wurde der zarte 

Punct berüh rt, denn wie w äre daran zu denken gewesen, 

dass die holsteinischen S tände, oder die M ehrzahl in den 

schleswigsclien Ständen, mit dem dänischen Reichstage sich 

hätten einigen können , der soviel seiner B efugnisse, welche 

der G ang der Begebenheiten natürlich in die H and der 

Versam mlung gelegt hatte , welche in den K riegsjahren die 

Lasten fü r den ganzen S taat getragen, aufgegeben hatte. 

Eingedenk dessen, was die Genehmigung des Reichsraths ge­

kostet h a tte , wich das Ministerium vor neuen V erfassungs­

unterhandlungen mit den Sonderrepräsentationen zurück. Und, 

obwohl die Verfassung vom 2ten Octbr. 1855 sich nicht eben 

durch einen tiefen Staatsmannsblick auszeichnet, so kann man 

doch ihren Verfassern nicht verdenken, dass sie eine gewisse 

verzeihliche Vorliebe für ihr eignes W erk besitzen.
2
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Die Eilfer-Opposition verrieth mittlerweile ebensowenig 

einen Blick für die Lösung des Knotens, im G e g e n te il w urde 

deutlich die Ueberhauung desselben angedeutet. Keine Hand 

w urde gereicht, um durch den Reichsrath selbst den Mängeln, 

der Verfassung abzuhelfen, und erst zu spät sah ein dänisches 

Mitglied ein, dass eine vollständige Revision nöthig sei. U nter 

diesen E lf befanden sich gleichwohl M änner, welche sich im 

höchsten M aasse hätten aufgefordert halten müssen, die Hand 

zu einer gütlichen Uebereinkunft zu reichen. Je  höher die 

Stellung is t, die ein Mann in der Gesellschaft einnimmt, je  

höher die Staats-A em ter w aren, welche er bekleidete, desto 

mehr ist man berechtigt, von ihm eine selbstaufopfernde H och ­

sinnigkeit zu erwarten, welche den vorzugsweise Begünstigten 

auszeichnet oder auszeichnen sollte; ab er, nein! dieselbe 

zeigte sich nicht. A nstatt die Hand zu reichen, um Ruhe 

und E intracht in dem Reiche zu befestigen, in dem ihre Vor­

väter öfter die höchsten Aem ter bekleidet haben, w andten 

sie sich mit Klagen an die wichtigsten M itglieder des deutschen 

Bundes, jener kaum 40jährigen Institution, und ihre M inister 

in Frankfurt. A nsta tt dass sie, die Begünstigten im Staate, sich 

durch einen v o ru rte ils fre ien  Blick, der selbst die oberflächlichen 

leichtaufbrausenden des tieferen G rundes entbehrenden Leiden­

schaften der blutigen Begebenheiten, und somit des Aufstandes 

Verwerflichkeit, hätten übersehen und durchschauen sollen, 

waren sie unvorsichtig genug, der ultradänischen Leiden­

schaftlichkeit eine A rt von Berechtigung zu geben und dadurch 

die skandinavischen Träum ereien zu nähren, w elche, nach 

mehrjähriger Ruhe, im vorigen Jah re  zu einem neuen Schatten­

dasein ins Leben gerufen w urden , und die mich bewogen, 

trotz meinem Mangel an Uebung schriftlich meine Gedanken
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auszudrücken, doch meine Landsleute gegen die drohende 

Gefahr zu warnen.

E s ist eine Folge dieser skandinavischen Phantasien, 

dass m an, anstatt D ä n e m a r k s  S t a a t s r e c h t  und neube­

festigte In tegritä t geltend zu m achen, je tzt den Einfall 

in Circulation gesetzt ha t, die (unrichtig so benannten) 

deutschen „B undeslande“ aus dem dänischen Staatsganzen, 

oder doch aus der Gemeinsamkeit der Landestheile auszu­

scheiden. Die geheime L u st, das Herzogthum Schleswig als 

P rovinz schlechthin in das Königreich zu incorporiren, ohne 

sich mit der staatsrechtlichen Incorporation in die Krone 

Dänem ark genügen zu lassen, hat das ihrige dazu beigetragen, 

dass man, vielleicht sogar einen Augenblick von vielen Seiten, 

sich eine solche Aussonderung als ein Gut, als einen staats­

rechtlichen Gewinn gedacht hat.

W äre hier nun die Rede davon, eins der Opfer zu bringen, 

die ein kleiner S taat oft bringen m uss, so könnte ich mir 

denken, dass ein dänischer S taatsm ann, der die W ahl hätte, 

entweder Holstein aus der Gemeinschaftlichkeit auszusondern, 

oder die traurige Verbindung zwischen dem Kronlande Schleswig 

und dem Erblande Holstein zu retabliren, das erste A lternativ, 

wenn auch zaudernd, ergriffe. Allein ich kann mir nicht 

denken, dass ein dänischer S taatsm ann selbst Holsteins A us­

sonderung aus der Gemeinschaft als eine Lösung der jetzigen 

Verwickelungen zwischen dem deutschen Bundestage und der 

dänischen Regierung anböte.

Ich muss hier gestehen, dass das Schweigen der V er­

ordnung vom 26sten Ju li 1854 rücksichtlich der Bundes­

pflichten Sr. M ajestät des Königs von Dänem ark dem A us­

spruch in der Verfassung vom 2ten October 1855, § 23, 

vorzuziehen is t, dass nämlich dies Verfassungsgesetz nicht
T
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das Verhältniss der H erz o g tü m e r  Holstein und Lauenburg 

zum deutschen Bunde berührt. Besonders ist es so unange­

messen, wenn es im selben §en ferner heisst, das jede aus 

diesem Verhältnisse resultirende Verpflichtung eine specielle 

Angelegenheit bildet und als solche den Reichsrath nichts 

angeht. Dagegen scheint der Schlusssatz des §en im rechten 

Geleise zu sein, denn es heisst da, dass es näher durch G e­

setz festgestellt werden soll, inwiefern die durch die E r­

füllung der militairischen Bundespflichten erwachsenen A us­

gaben den H erzo g tü m ern  Holstein und Lauenburg von den 

übrigen Landestheilen ersetzt werden sollen*).

Ich weiss sehr w ohl, dass seiner Zeit, kurz nach dem 

K riege, eine Menge D änen durch den G edanken, es sei 

möglich, dass sie w ürden in einer deutschen Reichsarmee, 

wohl gar gegen Dänem ark, dienen müssen, erschreckt wurden. 

Solche Phantasien können ja  wohl auf schwache G e m ü te r  

wirken. Allein dass sie dänische Staatsm änner sollten be­

wegen können, E tw as von den königlichen Befugnissen weg­

zugeben, ist doch undenkbar. H at denn nicht der A ufruhrs- 

Krieg mehr als n ö t ig  Dänemark dagegen gewarnt, Holstein

*) Es ist wohl nur die Absicht gewesen, diese Sache unter allen Um­
ständen von Einflüssen freizuhalten, welchen das Gefühl der Noth- 
wendigkeit jener Pflicht, aus nationalen Gründen, fehlen könnte. So 
lange Dänemark dagegen das Recht hat, Holstein zu Leistungen 
für den Gesammtstaat hinzuzuziehen, so lange die Staatsregierung, 
und nicht ein vom Staatsrathe unabhängiger holst. M inister, den 
Bundesgesandten ernennt, so lange z. B . die dänische Armee und 
Elotte auf holsteinischem Gebiet und in holsteinischen Häfen eine 
durch den Bund geschützte Zuflucht finden kann, so lange verlangt 
auch B illigkeit, dass die übrigen Staatstheile die aus dem Bundes­
verhältnisse erwachsenden Kosten mittragen. Dennoch kann diese 
Sache für den Reichsrath formell immerhin eine freiwillige bleiben; 
zur Cabinetsfrage wird er sie nicht w'ohl w;erden kommen lassen 
können. D. U.
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ein selbständiges H eerw esen, ohne Gemeinschaft mit den 

übrigen Landestheilen, zu geben? Lassen sich nicht Fälle 

denken, z. B. wenn friedliche M anöver stattfinden, wo Se. 

M ajestät der König seine geübtesten Truppen als Bundes- 

contingent zu stellen wünschen könnte? Und sollte ein K riegs­

fall ein treten , welches doch dem C harakter des ganzen 

Bundes w iderstreitet, eben weil das J a h r  1848 in jeder Be­

ziehung als eine enorme Ausnahme v.on der Regel betrachtet 

werden m uss, würde es dann nicht am Besten sein, dass 

Se. M ajestät der König mit voller F reiheit alsdann die Truppen 

senden könnte, welche er für die geeignetsten Hielte, und sie 

vielleicht in einem solchen F alle  auf die zweckmässigste W eise 

zu bekommen suchen dü rfte , nämlich entweder durch F re i­

w illigkeit, oder, wenn dies selbst nicht einmal unter treuen 

H olsteinern gelingen könnte, dann dadurch, dass man Mann 

für M ann für Geld anw ürbe? Irgend eine bedeutende A us­

schreibung w ürde dies dann ja  nicht werden, und am N atü r­

lichsten w ürde es sein, dass der ganze S taat diese Last 

trü g e , gleichwie ja  der ganze S taat in Friedenszeiten so 

bedeutenden Nutzen aus seiner Actie in der mitteleuropäischen 

N eutralität zieht.

Die Bundesangelegenheiten zu einer für Holstein und 

Lauenburg speciellen Angelegenheit zu machen, heisst eben 

den muthlosen Standpunkt der F urch t vor fremder Einmischung 

und K ränkung der Selbständigkeit des S taates einzunehmen, 

welcher vielleicht grade eine von der deutschen Journalistik  

sonst unabhängige Versam mlung kundiger S taatsm änner in 

Versuchung geführt hat, von dem nationalen Lorbeerbäume 

zu pflücken. Ein dänischer Staatsm ann, welcher die politische 

Stellung des ganzen S taates überschaute, würde sich nicht 

gefürchtet haben, eine V erhandlung über den streitigen P unk t
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hervorzurufen, ja  er w ürde sie wohl gar durch unseren G e­

sandten veranlasst haben. H ätte Dänemarks Regierung sich 

bei Ordnung des Yerfassungswerks streng an ihre einge­

gangenen Verpflichtungen gehalten, oder sich doch nur vor 

practischen Hindernissen in der ruhigen Entwicklung gebeugt, 

dann w ürde sicherlich manches O hr in F rankfurt für die 

gegründeten Klagen Sr. M ajestät offen geblieben sein , dass 

hochstehende M änner in Holstein und Lauenburg ihre Mit- 

unterthanen in ein gespanntes V erhältniss zu einer in hohem 

G rade milden Regierung, deren Amnestiedecret sicherlich seines 

Gleichen sucht, gebracht haben.

Dieses mein Gedankenexperiment leidet allerdings an ver­

schiedenen M ängeln; denn, wenn die Regierung etwas be­

sonnener und mit grösserer politischer Umsicht gehandelt 

hätte , so würde sicher die Opposition der Eilfe, nebst allen 

daraus entspringenden Folgen, ausgeblieben sein. A llein weil 

eine Regierung von jüngeren, im Staatsleben zum Theil uner­

fahrenen, M ännern vielleicht etwas zu kühn zu W erke geht, 

sollten ältere erfahrene politische M änner auf der höchsten 

Bildungsstufe der Gesellschaft doch ihre U nterthanen-Pflicht 

nicht vergessen haben. Und, wie angenehm es auch ist, dass 

die Familienverhältnisse eines Königs keinen Einfluss auf 

den G ang der Regierung ausüben, so bleibt dennoch ein 

König stets ein K önig, und es sind doch wohl die besten 

M änner der Gesellschaft, von denen man unter schwierigen 

Verhältnissen die discreteste V orsicht erwarten darf. Selbst 

wenn man damals nur einen persönlichen M inisterwechsel 

zu erreichen strebte, so hätten die Betreffenden doch ein- 

sehen sollen, was ich als Zuschauer niemals bezweifelt habe, 

dass Seine M ajestät der König nach dem vorhergegangenen 

Ministerwechsel im December 1854 die grössten Schwierig-
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keiten gehabt haben w ürde , von Neuem die besten Kräfte 

des damals abgetretenen Ministeriums um sich zu versammeln. 

Und ich meinestheils habe eine zu gute Meinung von der Oppo­

sition, um zu glauben, es seien ihre M änner fähig, den Knoten 

verhauen zu wollen, dadurch dass sie den gefährlichsten Bruch 

des Princips der erblichen Monarchie, die Abdankung, anriethen. 

W ie manches Herz im ganzen Lande w ürde nicht dadurch, 

und zw ar mit Recht, verletzt werden! Die U nterthanentreue, 

welche das Volk so oft Sr. M ajestät dem Könige bewiesen 

hat, und die man auch nach seiner morganatischen Ehe ge­

halten, muss doch stets soviel Bedeutung für jeden wirklichen 

S taatsm ann und V aterlandsfreund haben, dass er nicht die 

Liebe zum ganzen Königshause auf die harte Probe stellte, 

einen Vergleich zwischen einem A bgetretenen, zu dem man 

H ingabe hatte und einem A n tre tenden , der noch keine G e­

legenheit hatte , sie zu erw erben, anzustellen. Somit kann 

die Opposition der Eilfe niemals gerechtfertigt werden, weder 

von Seiten der S taatsklugheit noch der V aterlandsliebe, des 

Kopfes oder des Herzens.

Dass der Notenwechsel der Regierung Dänem ark kein 

einzigstes geneigtes O hr hat öffnen können, kommt von dem 

ganzen furchtsamen A uftreten der Regierung. Die dänischen 

Noten haben mehr den Character privater V erte id ig u n g s­

schriften der betreffenden M inister für ihre ministeriellen H and­

lungen , als der Regierungsaussprüche des S taates Dänemark 

im Namen Sr. M ajestät des Königs, oder eines W ortes eines 

uralten Königshauses an Repräsentanten für Fürstenhäuser, 

an deren Verantwortlichkeit appellirt werden müsste. Im 

Notenwechsel fällt jede R abulisterei, jede Umgehung der 

H auptfrage auf den A ussteller zurück, und, man sage von 

der D iplom atie, was man w olle, ihre Sprache ist doch stets
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ebenso sehr die des Gefühls als des V erstandes, ebenso schi* 

die der humanen Billigkeit, als die der unbeugsamen Gerech­

tigkeit und des logischen Schai’fsinns. Es muss eine Depesche 

eine gewisse S t i m m u n g  athm en, welche wie ein herzlicher 

treuer Händedruck w irk t, und es ist nicht bloss undiplo­

matisch, sondern ein Zeichen der sich auflösenden V erhält­

nisse, wenn dieser Ton vermisst wird.

So kann es denn erklärt Averden, dass der diplomatische 

Bogen zwischen dem kleinen Dänem ark und dem Bundestage 

aufs Höchste gespannt worden ist, so dass W örter wie Inhi­

bitorium und Execution aus den Berichten über die weiteren 

Schritte lauten, welche den Bundesbeschluss vom 11. F ebr. 

d. J .  begleiten. Und so kann denn auch die Thatsache 

erklärt w erden, dass sowohl von Frankreich als F rankfurt 

Gerüchte gekommen sind, dass D änem ark Anerbietungen in 

der Richtung von Holsteins A ussonderung gemacht habe. 

J a  der V erfasser des „practischen Skandinavism us“ ist keines- 

Avegs ohne G rund mit diesen Gerüchten in Verbindung gebracht 

Avorden, welche glücklicherAveise doch gleichzeitig neutralisirt 

wurden durch die Anwesenheit Sr. Königl. Hohheit des Pripzen 

Christian in P aris und höchstdesselben entschiedenes Interesse 

für die Bewahrung der In tegritä t der dänischen Monarchie.

ich darf sogar annehmen, dass die G egenwart dieser 

Persönlichkeit im dänischen S taatsrathe hinreichend is t , um 

jeden Gedanken dänischerseits, Holsteins Aussonderung aus 

dem Gesam m tstaate als Ausweg aus den Verwicklungen 

anzubieten, entfernt worden ist. Ich halte mich davon über­

zeugt, dass dieser F ü rs t im vollsten M aasse von der E rkenn t- 

niss durchdrungen is t, dass der deutsche Bund seiner Zeit 

nicht gestiftet Avurde, um die Ruhe und friedliche E nt- 

Avicklung seiner Theilnehmer zu kränken, soAvie, dass er e&
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nie werde anrathen können, dass Holsteins V e r h ä l tn i s  s 

zum deutschen Bunde eine dieses Herzogthum speciel be­

treffende Angelegenheit w erde, was vielleicht, wenn es sein 

m üsste, von den daraus herrührenden V e r p f l i c h t u n g e n  

gelten könnte. Holstein muss sich ausschliesslich als Theil 

des dänischen Staates betrachten, nicht als einen Theil des 

unbestimmten unstaatsrechtlichen „D eutschlands“. Dagegen soll 

die dänische Regierung sich als diejenige betrachten, welche 

die Nutzniessung eines f e s t e n  S i t z e s  auf dem deutschen Bun­

destage hat, und die ihren Landestheilen Holstein und Lauenburg 

all die Freiheit und den socialen Vortheil zufliessen lässt, welche 

sich mit der deutschen Bundesgesetzgebung vereinigen lassen, 

ohne dass sie doch irgendwelchen Einfluss auf die V erfassungs­

formen in den übrigen Landestheilen der Monarchie erhält. 

Dass somit eine freie dänische Presse in Schleswig, wegen 

der europäischen Beschaffenheit der dänischen Sprache be­

stehen kann, ist eine Selbstfolge, während natürlich die deutsche 

P resse sowohl dort*) als in Holstein-Lauenburg sich nach 

den Bundesgesetzen richten muss. Allein insofern soAvohl 

Holsteiner als deutschredende Schleswiger ja  als dänische 

U nterthanen, und durch V erkehr jedenfalls mit den Beamten, 

welche alle ja  beide Sprachen so können sollten, dass sie 

die, welche nicht ihre Umgangssprache ist, doch verstehen,, 

der dänischen Sprache näher stehen, als das übrige Deutsch­

land, können auch ja  diese Unterthanen N utzen aus der

*) Der deutschredende Theil Schleswigs ist in gar nichts abhängig 
von der Bundesgesetzgebung, gleichwie die Einführung bundesgesetz­
licher Bestimmungen in Holstein eine freiwillige Sache des Souve- 
rains ist.

D . U.
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Freiheit der dänischen Presse ziehen, wenn diese Presse ihre 
.grosse Freiheit besser als bis dahin anwenden will*).

Jedenfalls halte ich es für entschieden, dass dänische 
Staatsm änner, welche selbst die Hand zu Holsteins Aus­
sonderung aus dem Gesammtstaate reichten, zur Verant­
wortung gezogen werden müssten für eine so tollkühne 
Handlung, deren unausbleibliche Folge sein würde:

*) E s würde doch schwierig sein, dänische Zeitungen zur Aufnahme 
von Artikeln zu bewegen, welche von einer in Kopenhagen herr­
schenden, ob auch einseitigen, Ansicht völlig abwichen.

D . U.
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III.
Holsteins Aussonderung aus der Staats Verbindung 

überhaupt.

Eine Personalunion zwischen zwei einigermaassen gleich 

grossen Staatskörpern, selbst wenn sie in nationaler Beziehung 

mit einander verwandt sind, macht bereits Schwierigkeiten 

genug, was w ir in stets grösserem M aasse an dem Beispiele 

Schweden - Norwegens erblicken. F ü r  Holstein - Lauenburg 

w ürde die Verbindung mit Dänemark-Schleswig fast unerträg­

lich w erden; denn die P artie  würde eben allzu ungleich 

sein. A lle die alten Verbindungen und Anknüpfungspuncte 

w ürden sich verlieren, und der nationale T raum  von einem 

Schleswig-Holstein würde zuletzt in abnorme Fieberphantasien 

ausarten, deren Paroxism en unberechenbare für Dänemark 

höchst traurige Folgen haben würden. W ie vieler Menschen 

Dasein und Leben -wurzelt doch in einem Traum e! W ie sollte 

man sonst verstehen können, dass viele Menschen dies nur 

allzu kurze Leben darauf verschwenden, Zank und Zwietracht 

auszustreuen, ja  eine S aat des V erderbens, welche auszujä­

ten es ganzer Generationen bedarf.

A ber darauf muss D änem ark vorbereitet sein, dass es, 

wenn es stiefbrüderlich H olstein ausstösst, nie mehr Frieden
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an seiner Südgränze bekom m t, dann wird das T hor stets 

offen sein, dann hilft kein Dannevirke m ehr; dann m üsste 

das ganze fruchtbare Land, welches zwischen der Schlei und

der E ider liegt, verw üstet w erden, um gleichsam als ein

breiter H aidgürtel zwischen zwei feindlichen Grenzen zu 

liegen, und selbst dann w ürde etwas so Ungereimtes eAvigem 

Streite nicht Vorbeugen können.
G laubt man endlich, dass das ruhig und abgelegen situirte 

Schweden-Norwegen als D ritten einen S taat aufnehmen wird, 

dessen Südgrenze beständigen Eroberungsversuchen ausge­

setzt ist, so irrt man sich sehr. Allein soll eine ewigwäh­

rende Nationalfehde zwischen Dänischem und Deutschem ge­

führt werden, so ist es doch offenbar das W ahrscheinlichste, 

dass der Kleine dabei den Kürzeren zieht.

Die erste Folge der A ussonderung Holsteins aus der

Staatsverbindung müsste früh oder spät werden: Schleswigs 

Theilung. Selbst das wohlgemeinteste Königswort kann nicht 

verhindern, dass das geschähe. Und obgleich ja  die, welche 

die Liebe einer M utter für Dänem ark zur Schau tragen, mit 

thränenlosen Augen diesem Salomosurtheil entgegengesehen 

haben, so hat doch der bessere Theil des dänischen Volkes, 

dadurch dass er dem Königsworte: „Das soll nicht geschehen!“ 

zujubelte, sich durch den Gedanken, diesen alten Landestheil 

getheilt zu sehen, höchst schmerzlich berührt gefühlt. Denn, 

wo ist die Grenze? W illkührlich bleibt sie immer. Und 

selbst wenn man sich eine Grenze dauernd dächte, so ver­

löre man ja  den aufgegebenen Theil für beständig, ohne 

Hoffnung den zurückgebliebenen fester an sich zu knüpfen.

Schleswigs Theilung ist die Erfüllung des schleswig­

holsteinischen Traum es. E in  D änem ark-Südjütland, kein 

D änem ark-Schleswig, würde gegenüber stehen. Und wo
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bliebe der Schwerpunct in Schleswig, wenn nicht dänische 

Treue, sondern dänische Sprache die Grenze bestimmte. Ob 

dann nicht Schleswigs volkreichste S tad t, trotz ihrer nord- 

seeisclien Handelsverbindungen, bald nach der Seite gezogen 

w ü rd e , wohin nicht ihre socialen Interessen, sondern die 

nationale A bgötterei w inkt?

Gegenwärtig grenzen D änem ark und Deutschland nicht 

aneinander wie zwei scharfe unversöhnliche Gegensätze. 

Lange h a t Holsteins Bevölkerung zu den treusten Unter- 

thanen des Königs gehört. Zwei deutschredende Herzogthü 

m er von ganz verschiedener nationaler, socialer und histori­

scher Entwicklung ziehen Nutzen aus der milden Regierung 

des alten dänischen Königshauses. Ihnen folgt das dänische 

K ronland Schleswig, mit halb deutscher, halb dänischer Be­

völkerung, wo beide Sprachen gesetzliche Gleichberechti­

gung haben, allein wo T rak ta te  die E inführung freier soci­

aler Verfassungsformen des Königreichs verbieten; endlich 

kom m t das dänische H auptland selbst mit seiner blühenden 

L itera tur und Kunst, E uropa’s freiestes Land. Dieser ruhige 

Uebergang, den die historische Entw icklung mit sich geführt 

hat, verhindert, dass das eigentliche Deutschland das König­

reich Dänem ark um seine gesetzlichen Freiheiten beneiden 

kann oder dadurch D änem arks Regierung Reklamationen iu 

socialer Richtung aussetzt.

A ber denken wir uns nun Schleswigs Theilung, also 

ein Schleswigholstein für sich und ein Nordschleswig voll­

ständig incorporirt in Dänem ark —  glaubt denn Dänemark 

unter Deutschlands jetzigen Verhältnissen die Volksfreiheit 

bewahren zu können, welche seiner materiellen Entwicklung 

einen so mächtigen Stoss vorw ärts gegeben hat? Nein, las­

set zwischen uns und dem eigentlichen Deutschland zwei
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gegen uns freundlich gesinnte, wohl regierte, ganz deutsche 

Herzogthüm er liegen, dann ein provinziell selbständiges dä­

nisches Hei’zogthum, mit Gleichberechtigung fü r Dänisch und 

Deutsch sowie eigner Gesetzgebung und selbstregiertem  B e­

am tenpersonal —  und dann erst kann die sociale F re ihe it 

des Königreichs Dänem ark ihren Anfang nehmen. K ann 

man nicht eine tiefe Kluft zwischen Dänemark und D eutsch­

land graben, so sehe wenigstens ich keinen ändern Ausw eg, 

um den sonst unausbleiblichen Folgen eines perm anenten 

N ationaleroberungskrieges auszuweichen.

Ich habe hier das nationale Einschrumpfen D änem arks 

als einen N aturprozess dargestellt, ähnlich dem, wodurch die 

Nordsee unmerklich Jü tlands Festland wegleckt. A llein die 

Entscheidung kann auch wie ein Blitz aus heiterem Himmel kom­

men. Die P rojecte, worin D änem ark oder dessen blinde 

V olks-Leiter sich stürzen, können nicht blos gefährlich werden 

für die Südgrenze; sie können dazu führen, dass D äne­

marks Reich von Osten beschnitten w ird , und es sind in 

diesem Monate nur 200 Jah re  her, dass das dänische Reich 

eine seiner allerältesten und besten östlichen Provinzen ver­

lor. W enn dann das G ew itter losbricht, und die P ro je c t- 

macher erschaudern ob des E lends, welches ihre fanatische 

Kurzsichtigkeit über den S taat gebracht hat, so soll man doch 

nicht sagen, dass man den W arnungsruf, sich wohl vorzusehen, 

nicht habe ertönen lassen. N icht nur ist es gefährlich für 

einen kleinen S taa t, eine eingegangene Verpflichtung unbe­

achtet zu lassen; sondern noch gefährlicher ist es für ein 

Glied der europäischen Staatsverbindung, neue selbständige 

Staatsprojecte aufzustellen, welche z. B. einer deutschen 

Macht Gelegenheit geben könn ten , ihr Gebiet zu erweitern. 

Exem pla sunt odiosa, allein sie liegen der Zeit nur allzu
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nahe —  die Feder sträuht sich die Vorbilder näher zu be­

zeichnen, welche D änem ark zur W arnung aufgestellt sind.

S c h l u s s .

W ie leicht ist es dagegen nicht, das uns von den V ätern  

Überlieferte durch eine kluge besonnene Staatsregierung zu 

bewahren? W elche Macht kann dann unser gesetzliches- 

Recht kränken wollen? W enn alle die intelligenten Kräfte^ 

welche sich nun dazu hergegeben haben, skandinavischem oder 

schleswigholsteinischem Nationalismus zu dienen, sich dagegen 

vereinigt hätten , dem G eburtsstaate mit Rath und T h a t zu 

dienen, würden wir dann erlebt haben, was die letzten Iah re  

über Dänem ark gebracht haben?

Allein, soweit ich zu sehen vermag, findet zur Zeit in 

Dänem ark ein ganz eigenthümliches Verhältniss statt, ein 

M issverhältniss, dessen Gleichen kein andrer S taat aufzuwei­

sen haben möchte. Obwohl der G esam m tstaat das officielle 

Program m  der Regierung is t ,  so ist es gleichwohl eine be­

denkliche Sache, dem G esam m tstaate ergeben zu sein. W ill 

man befördert werden, so heisst es, muss man am Liebsten 

sich ein wenig nach der Seite neigen; dann hat man Freunde 

und V ersorger*). Das ist vielleicht kein W under; denn als

*) Das verhält sich länger nicht so; es möchte grade recht und liberal 
se in , eine etwaige politische Gesinnung nicht als Empfehlung und 
nicht als Hinderniss bei Beförderungen zu betrachten, wo die Tüch­
tigkeit und wahre Treue an sich das wichtigste ist. Eine falsche 
politische Ansicht berichtigt sich in amtlichen Stellungen, wo 
das Bestehende und sein Recht, wie seine Vernunft, dem Betref­
fenden ganz anders nahe tritt, meist von selbst. D . U.
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D änem ark 1851 ganz und ungetheilt aus den Umwälzungen 

ffer Revolution und des Krieges hervorging, war es fast 

d n  Verbrechen, das W ort „G esam m tstaat“ auszusprechen. 

Und unter den Männern, welche nun am Ruder des S taates 

stehen, giebt es ja  solche, welche in einer früheren Periode 

selbst entweder dem Skandinavism us, dem Eiderstaate oder 

Schleswigs Theilung gehuldigt haben, ja , welche sich der 

W iederherstellung des Gesam m tstaates entgegengestemmt ha­

ben. Solche M änner haben wieder F reunde, allein nicht 

grade unter denen, welche sich freimüthig und offen für das 

ausgesprochen haben , was nun das Officielle is t, vielmehr 

unter denen , welche den Götzen des Augenblicks, sowohl 

südlich als nördlich von der Schlei geopfert haben.

Das ist eine Z w e i d e u t i g k e i t  i n  d e r  L a g e ,  welche die 

■Schwierigkeiten vermehrt, und die Einen ganz trostlos machen 

müsste, wenn nicht das Vernünftige und Gerechte grade 

hier in glänzendster W eise seine siegende M acht gezeigt 

hätte. Denn, obwohl die Menge, nicht blos jener Arm seligen, 

welche jubeln, ohne zu denken, sondern auch derjenigen, 

■denen die W ahrheit erschienen sein könnte, wenn sie sie ge­

sucht hätten, an den politischen Orgien in des gründlich mit 

B lut besudelten Götzen Tem pel theilgenommen und dort alle 

altdänische Vaterlandsliebe abgeschworen hat, so hat doch 

eine höhere Lenkung der Begebenheiten dem Vernünftigen 

zum Siege verholfen, ja  die götzendienerischen Tem peldiener 

zu seinen W erkzeugen gemacht, so dass sie wenigstens mit 

dem Munde das W ahre anerkennen müssen, wenn sie auch im 

Herzen einen W inkel behalten, wo sie das Falsche verbergen*).

*) D iese  strenge A uflassung liarm onirt kaum  mit der P u he des geeh r­
ten H rn. V erfassers, w eshalb wir glauben, dass auch er, wider W illen ,
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Sieht es auch trübe a u s , bietet auch Dänemark dem 

-Aussenstehenden das Schauspiel dar, dass die Leiter seiner 

P resse nicht blos einander und ihre gegenseitigen P ersön­

lichkeiten zerfleischen, sondern offenbar die Zersplitterung 

des Reiches anrathen,-' geben selbst Regierungsmänner die 

traurige Rolle solcher, welche ihre hohe Stellung zu klein­

lichen Parteibewegungen benutzen und namentlich nicht das 

geringste Zeichen verrathen , dass sie die materiellen, soci­

alen, und politischen V erhältnisse der deutschen Landestheile 

m it d e r  Theilnahme betrachten, welche einer treuväterlichen 

Regierung ziem t, so will ich doch nicht verzagen, sondern

hoffen, dass das W ahre sich nun wie bisher, trotz aller

Hindernisse, Bahn brechen wird.

F ü r  einen Mann, dessen Jugend noch vor dem unglück­

seligen Scheswigholsteinismus fiel, ist es so natürlich, diese 

politische Ungereimtheit als etwas Vorübergehendes, ohne 

W urzel, weder in V ergangenheit, Gegenwart noch Zukunft 

zu betrachten. F ü r  den, 'der eine Zeit erlebt hat, wo z. B. 

deutsche D ichter ihre frühste und beste Anerkennung in 

Dänem ark finden konnten und dänische D ichter Bürgerrecht 

in D eutschland erhielten, ist es schwer sich mit dem Gedanken 

zu versöhnen, dass beständiger N ationalhass das frühere gute 

Einvernehmen ablösen sollte. N icht lange vor unsrer Zeit 

waren es D änem arks deutsche U nterthanen, welche der Sache 

der Cultur und der B ürgerfreiheit, den mehr stagnirenden 

dänischen G rossen gegenüber, das W ort redeten. W ie würde 

es z. B. mit der Lösung des Stavnsbandes und der Freiheit 

der Bauern gegangen sein, wenn nicht deutschredende Staats-

der Z e it  seinen Tribut hat leisten m üssen, in welcher es, einem 
Worte eines berühmten Artzes zufolge, vorzugsweise nur Fanatiker 
und apathische Menschen giebt. D. U .

3



34

männer im Rathe des Königs mit dem Norw eger Colbjörn- 

sen den P ro test der dänischen Gutsbesitzer gebrochen hät­

ten? Man ist so vergesslich, oder, was schlimmer ist, man 

disputirt die für die Götzen des Augenblicks nicht passen­

den Zeugnisse der Geschichte weg, während man den k lar­

sten Thatsachen der Geschichte, zu Gunsten der Phantasien 

einer vorübergehenden M odekrankheit, eine falsche D eu­

tung giebt.

Und man ist undankbar. Denn je tz t, wo D änem ark 

seinen deutschen M itunterthanen die G ü ter der F reiheit ver­

gelten sollte, die es einst durch Beistand von jener Seite 

erh ie lt, giebt es eine P arte i in D änem ark, welche Holstein 

höhnisch, gleich einer ausgedrückten Citrone, welche man nicht 

mehr gebraucht, wegwirft. Angesichts einer solchen Den- 

kungsweise dänischer M itunterthanen muss man sich nicht 

darüber wundern, dass mancher H olsteiner kalt und w ider­

spenstig wird. Und dennoch ist es gewiss und sicher, dass 

man in Holstein nicht so grosse Neigung sich von D änem ark 

zu trennen hat, als in dänischen oder richtiger skandina­

vischen Blättern die Rede von Holsteins A ussonderung, als 

einem absoluten Gewinn, gewesen ist. Diese B lätter sollten 

der Zeit gedenken, wo Dänem ark mit Schweden kämpfen 

musste, welches mit dem herzoglichen H olstein-G ottorp ver­

bündet war.

Giebt es daher E tw as, das feststeht, so ist es die unab­

weisbare Nothwendigkeit für zwei landfest aneinander gren­

zende V ölker, sich zu vertragen und gute Nachbarschaft zu 

pflegen. So mit Deutschem und Dänischem. Die Furcht, 

dass die dänische N ationalität und Sprache untergehen sollte, 

ist ungegründet, denn Avenn man einzelne unbedachtsame 

Verdeutschungsversuche der dänischen Regierung selbst aus-
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nimmt, so hat selbst Schleswig seine dänische E ig e n tü m lic h ­

keit unter viel ungünstigeren V erhältnissen bew ahrt, als die 

jetzigen sind. Und ist man erst einmal auf Misbräuche 

aufmerksam geworden, so können sie ja  abgeschafft w er­

den, was auch geschehen ist. Allein nützlich ist es beiden 

T heilen, dass die Grenzm ark eine ganze Provinz bilde, 

wo Dänisch und Deutsch gleichberechtigt sind. Allein 

da diese gemischte Provinz der d ä n i s c h e n  K rone gehört, 

(und also kein gemeinschaftliches Gebiet zwischen Dänischem 

und Deutschem ist), so muss der dänische S taat zur Bewahrung 

des Gleichgewichts seine gesetzliche H errschaft bis zur E lbe 

aufrecht erhalten. So muss es unter den jetzigen Staatsver­

hältnissen bleiben. Eine Revision der Staatencharte Europas 

nach Nationalitäten liegt ausser dem H orizont der Jetztleben­

den und kann jedenfalls nicht durch patriotische Elegien oder 

halbe M aasregeln vorbereitet werden.

3*
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V o r w o r t .

O b  ich gleich sehe, dass Begebenheiten sich ankündigen, 

welche auf Dänemarks V erhältnisse Einfluss bekommen kön­

nen , ohne dass eine wohlbegründete Volksmeinung Zeit 

erhalten könnte, sich in Betreff der Sache, welche ich in den 

folgenden B lättern nach Kräften behandelt habe, zu befesti­

gen, so könnte es ja  doch sein, dass es nicht zu spät würde. 

Ich lasse daher diese B lätter mit dem besten W unsche aus­

gehen, dass sie eine ebenso wohlwollende Aufnahme als 

meine früheren kleinen Schriften finden mögen. Ich kann 

mir nicht das Vergnügen versagen, hier ein U rtheil eines 

mir persönlich unbekannten, allein competenten Richters an­

zuführen. Es ist der frühere M inister für Schleswig, Co n -  

f e r e n z r a t h  R a a s l ö f f ,  welcher in seiner Schrift vom 

vorigen Jahre , „Die Verfassungszustände der dänischen Mon­

archie“ und „D er deutsch-dänische Conflict“, S. 82 äu sse rt: 

„Eine ebenso praktisch gediegene, als von ächt patriotischem 

Geiste durchdrungene U ntersuchung der „„A ussonderungs- 

F rag e“ “ im Allgemeinen enthält die dänische Brochure: „„Om 

Holsteens U dsondring“ “. E in besseres U rtheil kann sich 

kein Verfasser wünschen, und muss es um so willkommener 

se in , als es ohne irgendwelche persönliche Rücksicht und 

von einer in der Sache vollberechtigten A utorität ausgespro­

chen worden ist.

Im H erbste des Jahres 1859.
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A ls  ich mir das letzte Mal die Freiheit nahm , ein W ort 

an meine M itbürger zu richten, geschah es mit Beziehung 

auf die sogenannte A ussonderung Holsteins, welcher Gedanke 

mir damals selbst da, wo es sich nicht erwarten liess, A n­

klang zu finden schien. Ohne nun die K ühnheit zu besitzen, 

meiner Schrift das schnelle Verblühen dieses Gedankens zu­

zuschreiben, kann ich doch nicht umhin, die Thatsache her­

vorzuheben, dass der Gedanke einige Zeit nachher wirklich, 

soweit ich sehen konnte, eine nicht geringe Zahl seiner A n­

hänger verlor, so dass ich doch hoffen darf, seine Beseiti­

gung beschleunigt zu haben.

Gegenwärtig, etwa eilf J a h r  nachdem der Gedanke einer 

Theilung Schleswigs zum ersten Male hervortrat und den 

Ministerwechsel bewirkte, den man sich lange Zeit nicht recht 

erklären konnte, ist ebenso plötzlich, wenn auch weniger 

beunruhigend, in gewissen Kreisen der Sinn auf die F rage 

von der Theilung des Herzogthums Schleswig, als dem besten 

Mittel, die Verwicklungen zwischen der dänischen Monarchie 

und dem deutschen Bunde zu lösen, gerichtet.

Ich muss hier sofort offen gestehen, dass dieser G e­

danke, jedes Mal wenn ich ihm begegnet bin, meine Seele
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mit einer A rt unerklärlichen, fast instinctmässigen Schauders 

erfüllt hat. A ber eben deswegen habe ich mich auch nicht 

auf mein Urtheil in dieser Sache verlassen zu können ge­

glaubt, sondern mir vorgenommen, durch klare deutliche G e­

danken den vollen, sich in den schicksalschwangeren W orten : 

„ S c h l e s w i g s  T h e i l u n g “ verbergenden Inhalt, zu entziffern.

Man wird daher in dieser Schrift nicht blos finden, dass 

der Verf. nach Kräften entwickelt hat, was g e g e n  die Sache 

spricht, sondern auch, wie er hofft, A lles, was d a f ü r  spricht, 

und darunter m ancherlei, was man bisher nicht möchte 

besonders hervorgehoben sehen haben. Ich tliue es grade, weil 

ich glaube, dass ein gewissenhaftes Abwägen auf der feinen 

Goldwage der W ahrheit, soweit w ir Menschen in unsrer 

Kurzsichtigkeit ein solches vorzunehmen verm ögen, das ein­

zigste Mittel is t , bei rechtsinnigen Y aterlandsfreunden eine 

auf triftige G ründe gestützte unerschütterliche Ueberzeugung 

von D em , was in diesem F alle  das Richtigste ist, zuwege­

zubringen.
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I.
Das Project selbst.

Zuvörderst werde ich mich nun bemühen, den fraglichen 

Vorschlag zu präcisiren. D a hoffentlich bis je tz t nichts Officielles 

oder Officieuses in der Sache vorliegt, sojeann ich natürlich nur 

m ittheilen, was ich aus Privatunterredungen mit Männern 

abgenommen habe, die mit Denen in einiger Berührung ste­

hen, welche auf den G ang der Begebenheiten mehr oder 

weniger Einfluss haben.

D er Vorschlag geht darauf aus, das Herzogthum Schles­

wig durch eine Demarcationslinie adm inistrativ in zwei Theile 

zu theilen. Diese Linie scheint man sich noch nicht an 

einer bestimmten Stelle gedacht zu haben. Von deutscher 

Seite scheint man im Ganzen genommen nicht so sehr Ge­

wicht darauf zu legen, w  o die L inie etwa würde gezogen 

werden, als dass überhaupt eine solche als Grenzscheide 

P la tz  ergreife. Sollte hier etwas Bestimmtes genannt wer­

den, so ist wohl am Häufigsten eine Linie, welche südlich 

von Flensbnrg nach Tondern (oder auch nach Husum) gezo­

gen würde, genannt worden. D er südliche Theil des H er­

zogthums sollte dann adm inistrativ und constitutionell mit 

dem Herzogthume H olstein vereinigt werden und namentlich 

einen mit diesem gemeinschaftlichen Landtag haben. Dagegen
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ist deutscher Seits nicht daran gedacht, dass der genannte 

Theil des Herzogthums Schleswig damit zugleich dem deutschen 

Bunde beizutreten brauche. Der ganze nördliche Theil des 

Herzogthums Schleswig sollte dann auf gleiche W eise adm ini­

strativ und constitutionell mit dem Königreich Dänemark ver­

einigt werden und Repräsentanten auf den Reichstag des 

Königreichs schicken; dann aber ist man deutscher Seits 

ziemlich bereitwillig, um einer im Königreiche D änem ark 

ziemlich verbreiteten P artei ein Zugeständniss zu machen, 

sich in Nordschleswigs vollständige Incorporation, als P ro ­

vinz schlecht und recht näm lich, in das eigentlige K önig­

reich Dänemark zu finden.

Es scheint nicht, dass m an, diesen P lan  vor Augen, 

sich die Beibehaltung irgendeiner Gemeinsamen Verfassung 

zwischen der so entstandenen Zweiheit im S taa te , gedacht 

habe. Später scheint man sich als Vorbild entweder das 

Unionsverhältniss zwischen den Königreichen Schweden und 

N orw egen, oder die dynastische Verbindung zwischen dem 

Königreiche der N iederlande und dem Grossherzogthum Luxem ­

burg gedacht zu haben. Letztgenannte Analogie w ürde dazu 

führen, dass, während holländisch Limburg eine Provinz des 

Königreichs der Niederlande ist und Abgeordnete nach den 

G eneralstaaten schickt, aber, obwohl in Verbindung mit dem 

Bunde, nichts mit dem G rossherzogthum  Luxem burg zu thun 

hat, die eine Hälfte des Herzogthum s Schleswig, obwohl 

ganz vom Bunde unabhängig, und dagegen unzertrennbar in 

die königlich dänische K rone einverleibt, von allem V erkehr 

mit dem Königreiche getrennt würde, die andre Hälfte da­

gegen durch feste Bande an das Herzogthum Holstein ge­

knüpft w ürde, wegen dessen Se. M ajestät der König von
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D änem ark Mitglied des deutschen Bundes souverainer Staaten 

und Städte ist.

Man muss annehmen, dass die lediglich dynastische V er­

bindung die Consequenz des gethanen Schrittes würde, wenn 

man sich zu dieser Lösung der F rage entschlossen hätte. 

Denn obwohl ein Unionsverhältniss zwischen ungleich gros- 

sen Staaten bestehen kann, so zeigt doch grade Norwegens 

V erhältniss zu dem grossen N achbarlande, wie schwierig es 

ist, dem trennenden Dämon der Eifersucht zu entgehen. 

Die genannte Theilung von Schleswig gäbe ja  allerdings dem 

Norden ein grösseres A real als dem Süden, allein die Zahl 

der Seelen w ürde ungefähr gleich sein, so dass das König­

reich mit seinem Antheil 1 Mill. Einwohner mehr als das 

Herzogthum Holstein zum Südschleswig erhalten würde.
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II.
Die Ausführungsweise dieses Projectes.

F rag t man nun, wie und von welcher Seite eine solche 

neue Staatsordnung in A nrege gebracht werden sollte, so 

hat man in dieser Beziehung mehrere Relationen ins Auge 

zu fassen.

1. Im  Allgemeinen meint m an, dass der Im puls dazu 

von deutscher Seite ausgehen müsste und äussert sich dar­

über folgenderm aassen: „Die Deutschen“ —  um mich an 

diesen unbestimmten generellen Begriff zu halten —  sehen 

ja  wohl, dass sie mit den Dänen, welche die Sache so vor­

trefflich in die Länge zu ziehen verstehen, nichts anfangen 

können. D a somit der bisherige G ang der Verhandlungen 

mit Beziehung auf die "Wünsche „der D eutschen“ resultatlos 

zu werden d roht, so müssen sie die Verhandlungen auf ein 

anderes Gebiet hinüber zu spielen versuchen, und hieraus 

w ird es begreiflich, dass der Vorschlag „von deutscher Seite“ 

kommen konnte.

2. A ndre meinen, dass grade der jetzige Gang der 

Verhandlungen dazu führen muss, dass man deutscherseits 

m it dem genannten P ro ject herausrücke. Man nimmt näm­

lich an , dass die W affenruhe mit dem Bunde, welche man 

dänischerseits durch eine interimistische Aufhebung der Ver-
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fassungsgemeinschaft zwischen den Herzogthüm ern Holstein 

und Lauenburg auf der einen und dem Königreich Dänemark 

nebst dem Herzogthum Schleswig auf der anderen Seite er­

reichte, verschiedene deutsche Augen für das Factum  geöff­

net haben kann, dass der Bund grade dadurch Das herbei­

geführt habe, welchem man sich bisher von so vielen Seiten 

w idersetzt hat, nämlich die einseitige Verfassungsgemeinschaft 

des Königreichs D änem ark und des Herzogthums Schleswig 

oder was man (so unrichtig) „die Incorporation Schleswigs 

in D änem ark“ nennt. D a dies indessen, nach Allem was ge­

schehen ist, zurückgewiesen werden würde, wenn es „däni- 

scherseits“ als deutliche Absicht hervorträte , so könnte die 

F rage auch auf die W eise als ein Compromiss zwischen 

beiden Theilen hervortreten.

3. E s ist kaum glaublich, dass königlich dänische S taats­

diener, nach den von 1848 bis 1852 gemachten Erfahrungen 

die Sache in Vorschlag bringen können; denn dadurch würde 

man ganz und gar den Boden verlieren, den doch die bis 

dahin geführten Verhandlungen recht merkwürdig dargeboten 

haben: dass nämlich der jetzige Zustand nicht aus dänischer- 

seits gehegten W ünschen hervorgegangen, sondern Dänemark 

durch stufenweise Verhandlungen aufgezwungen ist. Dagegen 

möchte es wohl möglich sein, dass nicht verantwortliche 

Politiker, namentlich der Schule, welche 1848 „Schleswigs 

T heilung“ erstrebte, und sie gleichsam zu einem politischen 

Feldgeschrei machte, durch Privatverhandlungen mit einfluss­

reichen Männern im Herzogthum Holstein und im Herzog­

thum Schleswig sig bemühen konnten, eine A rt günstigen 

V orurtheils für ein solches A rrangem ent hervorzurufen. Eine 

factische Uebereinkunft zwischen hervorragenden Persönlich­

keiten im Königreiche und im Herzogthum Holstein könnte
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dann vielleicht etwelchem Einspruch von deutscher Seite Vor­

beugen, und in Dänem ark eine neue Ministercombination 

möglich machen.

Ich habe hier ausgesprochen, was mehrfachen persön­

lichen Aeusserungen zufolge mir rücksichtlich des Ausgangs- 

punctes einer eventuellen V erhandlung als Mögliches erschienen 

ist. A ber grade die U nklarheit dieser wichtigsten Seite der 

Sache zeigt, welch ein grosser Unterschied zwischen einem 

obenhin gefassten G edanken, und seiner planmässigen Ins- 

werksetzung ist. Is t jedoch ein Gedanke einmal in U m lauf 

gesetzt, so muss m an, gleich wie bei neuen Staatspapiren, 

doch anfangen die Course zu notiren.



49

IIL
Was etwa für das Project sprechen möchte?

Ich wende mich nun zu dem, was darzuthun im Stande 

w ä r e , w as  man sowohl „dänischerseits“ als „deutscherseits“ 

w ohl bei einem derartigen A rrangem en t zu gewinnen glau­

ben könnte.

a.
„Dänischerseits ,  oder ,  um mich weniger p o p u la i r -u n b e ­

stim mt und mehr staatsrechtlich - correct auszudrücken ,  von 

dem Standpuncte  der Königlich dänischen Staatshoheit,  könnte 

es vielleicht bei flüchtiger B etrach tung  der Sache —  sofern 

m an anders eine solche bei S taa tsm ännern  supponiren darf ,  

—  ganz natürlich scheinen, dass man durch ein, wenn auch 

sehr  fühlbares Opfer der dänischen K ro n e ,  den S taa t  ganz 

v o n  j e g l i c h e m  V e r h ä l t n i s s  z u m  d e u t s c h e n  B u n d e  

f r e i  zu machen suchte, so dass es des F ü rs te n  gänzlich 

persönliche Sache w äre ,  die von der Bundesgesetzgebung 

abhängigen Landestheile und einen ihnen vermeintlich social 

verw andten  Theil des dänischen K ron landes :  Herzogthum 

Schleswig , durch einen besonderen Ministerrath  zu regieren.

Ich  werde mich hier nicht des leichtsinnigen Gebrauchs 

d e r  W ö r te r  „Selbs ts tändigkeit“ und „U nabhängigkeit“ schuldig
4
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m achen, wo die R ede is t von der S te llung  der einzelnen 

S taaten  in der europäischen S taa tsverb indung ; allein ich bin 

keineswegs blind vor der bek lagensw erthen E inm ischung  

D eu tsch lands, w om it mein V aterland  nun über ein D ecen­

nium geplag t w orden is t,  und ich kann keinen L andsm ann  

verdenken , dass ihm das B undesverliältn iss zuw ider w ird , 

wenn es, oder, w enn m an will, dies A bhäng igkeitsverhältn iss, 

fü r D änem ark so b ittre  F rü ch te  träg t. G leichw ohl g laube 

ich doch, dass m an hei der B etrach tung  solcher V erh ä ltn isse  

sow ohl R ücksicht da rau f nehm en m uss, w iew eit m an ein­

seitig  ein obligatorisches V erhältn iss aufheben k a n n , und 

zugleich scharf unterscheiden zw ischen exceptionellen und 

allgem einen Z eitverhältn issen . Ich  glaube dann allerd ings 

n ich t, dass die N a tu r  und das W esen des B undesverhält- 

nisses m it R echt durch eine D urchschnittsbetrach tung  der 

letzten zehn J a h re  allein  beurtheilt w erden kann. D er A n ­

fall auf D änem ark  w ar gew iss so staa tsrech tlich  exceptionell, 

w ie möglich, und in R evolutionen gilts sow ohl von R egenten  

als V ö lkern : a rege ac populo ebrio ad regem  et populum  

sobrium  appello. N ach einer solchen B ehandlung kann m an 

wohl auch „D eu tscherse its“ nicht verlangen, dass die k leinere 

B evölkerung D änischredeuder g rade  seh r begierig sein sollte, 

das lange Z eit so b rüderliche V erhältn iss zu D eutsch land  

oder rich tiger zu deutschen N achbarstaa ten  w ieder au fzu­

nehm en. D eu tsch lan d , das grosse D eu tsch land  und seine 

hervorragenden  literarischen  N otab ilitä ten , sollten zu r B eru h i­

gung nich t un terlassen  daran zu e r in n e rn , dass K lopstocks 

„M essias“ au f dänischem  G rund  und  B oden durch des dän i­

schen K önigs F ried richs V zw anzig jäh rige  gastliche F re ig e ­

bigkeit vollendet w orden is t; und besonders d a rf  es gelegen- 

lich des Schillerfestes nicht vergessen w erden , dass n ich t
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allein Schillers Noth gelindert, sondern vermuthlich sogar 

sein Leben durch grosssinnige dänische Freigebigkeit über 

10 Ja h r  gerettet w urde, ehe der König von Preussen (zu 

spät) daran dachte*), dass daher mehr als eins der besten 

W erke Schillers in Kopenhagen im Manuscripte gelesen wurde, 

ehe Deutschland es gedruckt lesen konnte. Diese und ähn­

liche Verhältnisse müssen in der Durchschnittsberechnung 

mitgenommen w erden, wenn man von beiden Seiten D äne­

marks und Deutschlands gegenseitige Verhältnisse betrachtet.

Demnächst erkühne ich mich, die Behauptung aufzustellen, 

welche in gewissen Ohren vielleicht etwas paradox klingt: 

die „P ress-Illu s io n “ verliert sich mit jedem Jah re  mehr und 

mehr. Dieses despotische „R edactions-W ir“, welches viel 

weniger Berechtigung hat, als das „W ir allein“ des Regenten, 

ist auf dem W ege, hier wie anderswo, seine politische A ll­

macht zu verlieren. D ie Börse und andre materielle In sti­

tute, welche sich zu selbstständiger Intelligenz erheben, wirken 

corrigirend auf die doctrinairen Neuigkeitskrämer zurück. 

D ie P ress-A bgö ttere i — mit ändern W orten —  ist mehr 

im A bnehm en, als im Zunehmen.

Dam it ist die Aussicht auf ein gegenseitiges besseres 

V erständniss zwischen den N achbarvölkern eröffnet, und ich 

kann von meinem nicht unbedeutenden Kreise, der mich in 

B erührung m it'a llen  Volksschichten bringt, die unwiderlegliche

*) In Jahre 1791 wurden Viele in Kopenhagen, unter denen Herzog 
Fr. Christian von Augusteuburg und Graf E. Schimmelmann, durch 
die falsche Nachricht vom Tode Schillers erschreckt. Später wur­
den sie von seiner Noth und seinen Leiden gerührt; weil er nur 
vom Herzog v. Weimar eine Unterstüzung von 200 Thlr. hatte, so 
luden sie ihn ein in Kopenhagen seinen Aufenthalt zu nehmen, wo­
hin er auch zu kommen gedachte, und gaben ihm zusammen 3 Jahre.
1000 Kthlr. P r. jährlich.
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W ahrheit aussprechen, dass die wirkliche Opinion in Deutsch­

land gegen Dänemark nie in irgend einem congruenten Ver- 

hältniss zu der von der P resse manifestirten gestanden hat. 

Und ich bin sehr geneigt zu glauben, dass es sich ähnlich 

in Dänemark verhält.

H ier in Deutschland sieht man auch den Bund mit än­

dern Augen an als man’s , wie mir scheint, in Dänemark 

thut. Seine Controversen mit dem dänischen Ministerium 

können nicht blos als einen T rost nach dem höchst unglück­

lichen Bundeskriege betrachtet w erden, sondern ebenfalls als 

eine A rt Uebung, um doch wenigstens etwas zu thun zu 

haben. Ich für meinen Theil bin geneigt zu glauben, dass 

die eigentliche Bedeutung der dänischen Frage für die lei­

tenden Mitglieder des Bundes eher auf Oesterreichs und 

Preussens als auf Dänemarks V erhältniss zu demselben be­

ruht. Es ist vielleicht sogar ein unentbehrlicher Zwist zwi­

schen diesen unentbehrlichen Nebenbuhlern um die deutsche 

Opinion. Gegenüber dieser Betrachtung der Sache sollte, wie 

mir scheint, Dänemark nicht der Theil sein, welcher die Sache 

beendigt zu sehen wünscht; denn unter solchen Umständen 

dürfte die Entscheidung kaum den berechtigten E rw artungen 

Dänemarks entsprechen. Die Sache braucht blos in diplo­

matisch kundigen Händen zu sein, und der Ausgang wird 

für uns der allerglücklichste sein, sofern die Sache ohne 

eigentliches Ende geendigt wird.

Ich werde hier nicht hervorheben, was ich in meinen 

früheren Flugschriften berührt habe, dass das Bundesverhält- 

niss auch unter gewöhnlichen V erhältnissen eine Sicherstel­

lung für Dänem ark enthält, gleichwie für jeden der ändern 

theilnehmenden Staaten und F ü rsten , so dass sogar Oester-
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reichs besondere italienische Verwickelungen, wenigstens nach 

dem gewichtigen A u ssp ruch e  des Moniteur, grade wegen der 

drohenden S te l lung  des B undes eine glücklichere Lösung  

bekam.

W a s  ich nunm ehr zu erwähnen h abe ,  könnte nämlich 

einen alterirenden Einfluss au f  die ganze E xistenz  des B u n ­

des haben ; in diesem F a lle  aber aber müsste  D änem ark  sich 

nach anderen staatsrechtlichen G aran tien  umsehen, welche an 

die Stelle  der Sicherheit gewährenden T he ilnahm e an einem 

so grossen S taa tenbunde  treten könnten.

b.
M an könnte „dänischerseits“ ein wenig Bedenken t r a ­

gen, in diesem A ugenblicke  eine endliche L ösung  des V e r­

fassungsw erkes fü r  die dänische Monarchie zuwegezu bringen ; 

denn grade  je tz t  äussern  sich in D eu tsch land  Symptome, 

welche auf  eine neue Bewegung  in der R ich tuug  von „D eu tsch ­

lands E inh e i t“ deuten oder ,  wie es h e iss t ,  auf eine neue 

Centralgewalt.  Mit ändern W orten  scheint man hier fü r  die 

V e r w a n d l u n g  des jetzigen S taa tenbundes  in einen B u nd es­

s taa t  die Opinion zu bearbei ten  und eine souvera ine  O b ers te  

G ew a l t  ans ta tt  der je tz igen : die souverainen S taa ten  und 

F ü rs te n  im Verein, einsetzen zu wollen.

E s  könnte na tür lich  se in ,  den A u sg ang  dieser B ew e­

gung abzuw arten ,  ehe man sich in D änem ark  entschlösse, 

die endliche F o rm  der V erfassungsgem einschaft zwischen säm t­

lichen Landesthe ilen  der  M onarchie herzustellen. D enn  wenn 

die deutsche B ewegung nun die Fo lge  h ä t t e ,  dass en tw eder  

ein D irec to r ium , mit g rösserer Befugniss als die des B u n­

des ,  oder eine in den  L ä n d e rn  der B undesfürsten  gew ählte  

V ersam m lung  ins L eb en  t r ä te ,  so könnte man j a  erwarten,
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dass Dänemark abermals seine Gesammtverfassung verän­

dern müsste, um sich nach Holste in-Lauenburgs Verhält- 

niss zu einer eventuellen Ordnung des deutschen Bundes 

zu richten.

Ich kann zwar nicht bestimmter als geschehen ist, oben­

genannte Rücksicht definiren, allein ich kann zugleich die 

Hoffnung hegen, dass man auf das fast Utopische in allen 

bisher bekannt gewordenen Yoi-schlägen zu D e u t s c h l a n d s  

E i n h e i t  Rücksicht nimmt. Das Gewicht obgenannten Be­

denkens „dänischerseits“ beruht darauf, welches Gewicht 

man den modernen Nationalitätsideen beilegt, ob man ihnen 

eine dauernde oder nur vorübergehende Bedeutung zuschreibt. 

Ich werde mir erlauben, meine Ansicht darüber im letzten 

Abschnitte dieser Schrift vorzutragen.

C.

„Deutscherseits“, oder richtiger Seitens der „Schleswig­

holsteinischen R i t t e r s c h a f t “, könnte man vielleicht geltend 

machen, dass während liberale Regierungs- und Gesellschalts- 

verhältnisse täglich mehr und mehr vom Königreiche N ord­

schleswigs Bevölkerung ansprechen, hat die vereinigte Ritter­

schaft keine adlichen G üter  dort, sondern nur in Südschleswig 

und, mit Ausnahme von Angeln , nur in den Gegenden, 

welche man administrativ mit Holstein vereinigt zu sehen 

erwarten könnte. So hätte man Seitens der Ritterschaft 

Hoffnung, seine sociale Stellung in diesen Provinzen be­

wahren und durch die Demarcationslinie die Institutionen 

des Königreichs daran verhindern zu können, den Adel in 

seiner privilegirten Stellung zu beunruhigen, welche mit dem
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Bewusstsein der H olsteiner und Südschleswiger im Ganzen 

verwachsen zu sein scheint*).

Ich glaube hier aberm als scharf eine Rücksicht präcisirt 

zu haben , welche sich ganz gewiss geltend machen kann; 

aber wie oben muss ich m ir hier die Bem erkung erlauben, 

dass das Gewichit dieses M om entes ebenfalls darauf beruht, 

w ieweit m an die hier boregten socialen Zustände für mehr 

dauernd  als vorübergehend ansieht, und dabei die W arnung 

an tic ip irt, dass, wenn es bedenklich ist, nationale V erhält­

nisse durch Demarcationslinien zu ordnen, sich solches mit 

Rücksicht auf sociale Verschiedenheiten noch gefährlicher 

erw eisen möchte.

<1 .

Sowohl „dänisclierseits“ als „deutscherseits“ dürfte es 

nicht W enige geben, welche in dem genannten A rrangem ent 

eine glückliche Lösung der schwebenden F rage, ob die U niver­

s itä t K iel ein Recht habe, die höchste B ildungsanstalt sowohl 

für H olsteins als Schleswigs junge M änner, die die Beam ten­

laufbahn zu gehen gedenken, zu sein. W enn die Kieler 

U niversität den nördlichen grösseren Theil des Herzogthums 

Schleswig aufgäbe, so könnte sie um so viel sicherer auf 

den südlichen volkreicheren Theil Rechnung machen.

Diese Rücksicht hat ungefähr dieselbe Bedeutung, alsr '  o 1
die F orderung , dass die V erw altung der Domainen eine

*) M an m uss wohl R itterschaft und A del im A llgem einen hier unterscheiden. 
D ie  R itterschaft an sich g ilt w e n ig , sow ohl in H olstein  als in  
S ch lesw ig , allein Bürger- und Bauernstand geht aus alter G ewohn­
heit im G ängelbande der sch lesw igholstein ischen N oblesse und die 
d ä n isc h e  V erfassung hat als allzu dem okratisch w enig V erlockendes.

D . U .
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besondere  A ngelegenhei t  b i lden  solle. E s  kann daher  Kei- 

nen W u n der  nehm en, dass d iese Rücksicht in gewissen K re i ­

sen s ta rk  betont w ird ;  denn die V erso rgung  und sorgenfreie 

Z ukunft  vieler Menschen ist auf  die Besetzung der A em ter  

basir t  und  diese stehen wieder mit der Ausbildung auf den 

U nivers itä ten  in naher B erührung .  E s  ist indess nicht blos 

die pecuniaire Seite der Sache, welche diese F rage , wenn auch 

nicht grade in den V orderg rund  stellt, so doch deutlich vom 

H in te rg ründe  hervortreten  lässt. Die politische B etrachtungs­

weise, welche zur Zeit die P re s s e  dominirt,  ha t  besonders 

in Deutschland eine A r t  F re i s ta t t  in den kleinen U niversi­

tä tss tädten  gefunden und es haben sich Theorien  gebildet, 

welche in der T h a t ,  meiner Ansicht nach , alles praktischen 

Haltes entbehren, welche aber Zeit haben müssen auszurasen 

und welche kein M ann , der freien politischen Blick besitzt, 

ausser A ch t lassen darf.

e.
„D änischerse its“ dürf te  man sich namentlich damit schmei­

cheln, dass die T heilung ein Staatsganzes mit u n g e t h e i l t e r  

d ä n i s c h e r  N a t i o n a l i t ä t  mit sich führen würde, und dass 

die constitutioneile Gemeinschaft zwischen dem Königreiche 

und dem darin eventuell incorporir ten  Theil  des jetzigen 

H erzogthums Schleswig einen Z ustand mit sich führen könnte, 

wo keine Rücksicht auf deutsche Sprache  genommen würde, 

so dass die G leichberechtigung für beide S prachen ,  welche 

nun ebenfalls im ganzen H erzogthum  stattfindet, so begrenzt 

werden könn te ,  dass das D eutsche alleinberechtigt in dem 

Theile  w ü rde ,  welcher eventuell mit Holstein administrirt 

werden sollte, und das Dänische ebenfalls gleichberechtigt in 

dem Theile, den man sich in das Königreich incorporir t  denkt.
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E s  is t j a  seh r m öglich , dass diese F o rd e ru n g  von einer ge­

w issen Seite gestellt w ü rd e , w elche m ein t, d ass keine p o li­

tische V erhandlung  ü b e r S taatsbedürfn isse  fruchtbringend g e ­

fü h r t w erden kann, w enn nicht alle M itglieder sich einer und 

derselben Sprache bedienen. O hne da rau f hinzuw eisen, dass 

die Schweiz den Beweis fü r das in dieser R ichtung M ögliche 

liefert, w ill ich blos bem erken , dass man sich gewiss keine 

S ta d t von F len sb u rg s  G rösse  in ein so kleines L an d  inccfr- 

p o rir t denken k ö n n te , ohne ihren R epräsen tan ten  das R echt 

einzuräum en, sich der S prache zu bedienen, w elche sie w ün­

schen*). E s bliebe also  n u r der G ew inn übrig, w elcher viel­

leicht nicht einm al ein G ew inn w äre , dass die G eschäfts­

ordnung und im G anzen die R egierung keine positiven^M aass­

regeln zur G eltendm achung der P a r i tä t der deutschen Sprache 

m it der dänischen träfe . U nd doch is t e s , wie ich unten 

hoffe beweisen zu können , sehr die F ra g e , ob nicht das 

W ah re  in der N ationa litä ts frage  zuletzt fü r jede  einzelne P e r ­

son dazu fü h r t , die B erechtigung der M uttersprache geltend 

zu  m achen **) und nam entlich so w eit es die in Sprachen

*) D ieses Hecht könnte man ihnen gern einräum en; kein Flensburger  
w ürde aber in einer blos dänischen V ersam m lung davon Gebrauch  
m ach en , da so ziem lich alle F l. D änisch  sprechen oder verstehen, 
und der W un sch , von A llen  verstanden zu w erden, falls nicht poli­
tischer Trotz im Spiele w ä r e , überwiegen w ürde. W äre F lensburg  
einm al entschieden politisch eine dän ische S ta d t , so würde das 
künstliche D eutschthum  daselbst, w elch es, w as die Sprache betrifft, 
der A rt ist, dass D eutsch e, die ihre M uttersprache achten, w enn sie  
zugleich D änisch können, vorziehen mit (ächten ) Flensburgern D änisch  
zu sprechen, bald ganz zurücktreten, w ie z. B . schon jetzt in Apenrade.

D . U.
**) D ieses m öchte jedoch sehr leicht zuviel werden können. H ätte  

jeder Schlesw iger das R echt, sich seiner M u t t e r s p r a c h e  zu be­
dienen , so würden die plattdeutsche und friesische Sprache oft im
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weniger Kundigen betrifft, auf  Reichs- oder L andtagen U eb er-  

setzungen in beiden Sprachen zu benutzen, um der B ev ö l­

kerung ausserhalb der V ersam m lung  es zu erle ichtern, sich 

K unde vom G ange der V erhandlungen verschaffen zu können.

f.
Ich  glaube sonach erschöpfend die Vortheile behandelt  

zu haben ,  welche man aus der genannten U m legung  der 

Landestheile  in der dänischen M onarchie meint ahleiten zu 

können. Ich will hier nu r  h inzufügen, dass möglicherweise 

die s c a n  d i n a v i s c h e n  Sympathien  in einer solchen O rd ­

nung etwas Ansprechendes finden könnten, insofern jedenfalls  

eine Lo^reissung vom deutschen Bunde D änem arks  Anschluss  

an eine scandinavische U nion vorausgehen müsste. —  D ass  

fü r  einen solchen P lan  von einem dänischen m i l i t a i r i s c h e n  

S tandpuncte  A nhänger gefunden w erden  könnten, ist in m ar i­

timer Beziehung kaum denkbar,  und vom Standpuncte  des 

L andheeres  nu r  soweit, als die F lankenstellung mit dem 

Centrum  an der Dannevirke mit der üem arcationslin ie  

zusammenfallen konnte; allein dies scheint doch kaum denk­

bar, und w ürde  mit den obenerwähnten E rw artungen  in Streit 

gerathen.

Ständesaal vernom m en w erden; wozu aber sollte das w ohl führen?  
Man vergesse ja  n ich t, dass die Parthei in S ch lesw ig  für das vor­
nehmere a n g e l e r n t e  H ochdeutsch ausschlicslich  ficht.

D . U .
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IV.
Was bedenklich ist hei dem Project.

Ich  w erde mich nun bem ühen das Bedenkliche, w as gegen 

ein solches P ro jec t sprich t, hervorzuheben. E s besteht nicht 

blos in der A ufzeichnung des U nhaltbaren  in jenen  verm ein t­

lichen V o rthe ilen , sondern vornehm lich in E rw ägungen, 

w elche ganz ausser A ch t gelassen w erden , wenn m an das 

A rran g em en t, oder w ohl rich tiger das P ro je c t, von seinen 

E x p lo iteu ren  anpreisen  h o lt.

a.
V or allen D ingen w ill ich als dän ischer S taa tsb ü rg e r 

hervoi'heben, dass die beabsich tig te  T heilung  das durch J a h r ­

hunderte  gew onnene S t a a t s r e c h t  fü r die dänische M onar­

chie ü ber den H aufen w erfen w ürde . D er B edeutung einer 

solchen T hatsache  scheint man heutzu tage kein hinreichendes 

G ew icht beizulegen. A llein, selbst da, wo die P o litiker sich 

von  staatsrech tlichen  R ücksichten  frei machen und K önige, 

V ölker, L änder, P rovinzen  und G esetze als eine tabulam  rasam  

b e trach ten , w orau f sie ihre neuen G eistesk inder einzuschreiben 

gedenken , h a t doch das ere rb te  S taa tsrech t ein solches G e­

w ich t, w enn es zu w ichtigen E ntscheidungen  kom m t, dass 

m an es m it V erw underung  aufrech terhalten  s ieh t, selbst da,
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wo Alles auf grosse Umwälzungen hindeutete. Ich bin kein 

solcher Anbeter „verbriefter R echte“, dass icn ment das Recht 

der Gegenwart: ihre Bedürfnisse geltend zu machen, aner­

kennen sollte; denn unsre Zeit lebt zwar wohl um die B e­

stimmungen der Vergangenheit aufrecht zu erhalten, allein 

die Bestimmungen der Vergangenheit sollen nur dazu dienen, 

die Zukunft in ihren gesetzlichen Rechten aufrechtzuerhalten. 

Soweit kann es ganz gewiss F älle  geben, wo eine aus der 

Vergangenheit überkommene Ordnung der Dinge verändert 

werden muss, wenn sie gradezu dem entschiedenen Bedürf­

nisse der Gegenwart und Zukunft widerstreitet. Aber in 

den seltenen F ällen , wo solches geschehen ist, ist man auch 

vollberechtigt zu erwarten, dass es durchaus lebendig sowohl 

dem Fürsten  und seinen R athgebern, als auch den Bevölke­

rungen bewusst ist, was man im Begriffist aufzugeben , und 

was man glaubt durch das gebrachte O pfer erreichen zu 

können. Man muss die Vergangenheit genau untersuchen, 

um die G ründe der bestehenden Ordnung der Dinge zu ent­

decken, und sich klar machen, was man für Gegenwart und 

Zukunft gew innt, und welche Sicherheit man hat, dass der 

nagelneue Zustand von der D auer w ird, welche der ent­

sprechen könnte, die unsre V äter uns überantw ortet haben.

Dieser uns von unsern V ätern überantw ortete staats­

rechtliche Zustand in der dänischen Monarchie ist der, dass 

sie aus einem H auptlande, dem Königreich D änem ark, mit 

seinen eigentlichen Beilandcn besteht; demnächst das früher 

herzogliche Reichslehn unter dem dänischen Reiche, das 

Herzogthum Schleswig, enthält, dessen Besitz, als Ivronland, 

nicht von dynastischen Verhältnissen abhängt, sondern auf 

des Reiches staatsrechtlicher Oberhoheit über seine ferneren und 

näheren Theile beruht, ferner ist da das Herzogthum Holstein,
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dessen Verbindung mit dem dänischen Reiche sich theils stützt 

auf die dynastische Stellung der fürstlichen Fam ilie, theils 

darauf, dass es ein Theil des vor einem halben Jahrhundert 

aufgelösten deutschen Reiches w ar, welcher der dänischen 

Königsfamilie seine Vereinigung zu einem Ganzen schuldet, 

und vom Könige als aufgegebenes Lehn im Jah re  1806 ein­

gezogen wurde, als er von der deutschen Lehnsverpflichtung 

gelöst w u rd e , während der König selbst persönlich wegen 

Holstein der begrenzten Staatsverbindung beigetreten ist, die 

später unter dem Namen des deutschen Bundes entstand; 

endlich ist das Herzogthum Lauenburg da, welches nach der 

A rt, wie es erworben wurde, als gradezu traktatm ässig abge­

tre ten , als ein d u r c h  das Königreich Dänemark in die Mo­

narchie einverleibter Theil betrachtet werden muss.

Diese näheren und ferneren Bestandtheile der Krone sind 

es, welche mit e i n e m  Namen die dänische Monarchie ge­

nannt werden, wenn man bezeichnen will, dass eine und die­

selbe Fürstenfamilie das Ganze im Fürstenrechte Europas 

repräsentirt, welches jedoch auch kurzweg und einfach durch 

den Namen D ä n e m a r k  bezeichnet w ird, wenn man zu­

nächst daran denkt, dass es dieser Familie durch den Besitz 

der dänischen Krone geglückt i s t , persönliche Erblande 

und eines Reiches K ronländer zu e i n e m S t a a t e  zu ver­

einigen.

Ich glaube hier so bestimmt als möglich das staats­

rechtliche Verhältniss zwischen den Landestheilen in der 

dänischen Monarchie präcisirt zu haben. Dies Verhältniss 

w ürde nun durch obiges A rrangem ent dadurch aufgehoben wer­

den, dass das Herzogthum Schleswig als ein Ganzes für sich 

aufhörte als Kronland im Königreiche zu bestehen, indem 

als E rsatz  ein Theil desselben als unmittelbare Provinz ins
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K önigreich incorporirt w ürde . N ach  dem W o rtlau te  sollte 

j a  allerdings der südliche T he il Schleswigs n u r adm inistra tiv  

und constitu tionell m it H o lste in  verbunden w erden und zw ar 

ohne in den deutschen B und einverleib t zu w erden. D ieses 

w ürde  indess sehr schw er zu unterscheiden sein, auch  sieht 

m an nicht, ob die B etreffenden den südlichen T heil Schles- 

Avigs als H erzogthum  u n te r dem selben N am en bestehen zu 

lassen gedächten.

Inciden ter w ill ich m ir h ier die B em erkung erlauben , 

dass die R egierung des H erzogthum s L auenburg  m ir stets 

als einen der schw ächsten P u n c te  der dänischen R egierung  

vorgekom m en ist, w eil m an seine besondere staatsrech tliche 

S tellung als Im m e d ia t-P a r t  des K önigreiches nicht genügend 

beachtet h a t und sich durch H olste in -L auenburgs E inhe it, dem 

deutschen F ü rs tenbunde  gegenüber, h a t verleiten  lassen, sie 

auch in adm in istra tiver und judicieller B eziehung a ls  E in ­

heit hervo rtre ten  zu lassen*). M an b rauch t sich n u r eine 

kurze Z eit in den genannten L andestheilen  aufgehalten  zu 

haben, nam entlich w ährend  des K rieges, um eine G rundver­

schiedenheit zw ischen beiden B evölkerungen zu bem erken**). 

Selbst w enn es m it einzelnen Schw ierigkeiten verbunden sein 

sollte, glaube ich doch ganz gew iss , dass ein G enügen  der 

besonderen B edürfnisse d ieser L andestheile  und die G eltend­

m achung ih re r U nabhängigkeit von einander seh r die A uto ri-

*) Der V erfasser verw echselt ohne Zw eifel hier eine G em einschaft- 
lichkeit aus Z w eckm ässigkeitsgründen m it einer «E inheitu . D ie  «freien 
Städtcu haben auch ihr gem einsch altliches O bertribunal, sind aber 
nichts w eniger als eine E in h e it , die säch sischen H erzogthüm er  
haben die gem einsch aftlich e U niversität J e n a , ebenso die beiden 
M ecklenburg R ostock , &c. D . U .

**) S o llte  diese V ersch iedenheit grösser sein als zw ischen Ditm arschern  
und H olsteinern, A nglern  und Friesen , dän ischen und deutschen  
Schlesw igern ? D . U .
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tä t  der R egierung, nam entlich  in dem kleineren L andestheile , 

sehr stärken w ürde.

H ier scheint m ir nun folgende H aup tbetrach tung  en t­

scheidend zu sein, besonders fü r den k leineren S taa t. D er 

R echtsboden is t fü r ihn eine R ückzugslin ie , h in ter w elcher 

m an in K äm pfen m it M ächtigeren P osto  fassen k a n n , wo 

das R echt in der S pitze des Schw ertes sitzt. A llein  g ieb t 

m an den gew onnenen R echtsboden auf, um etw as N eues zu 

erreichen, so is t’s, als ob das S taatsschiff gleichsam  in seinen 

Fugen erdröhnte. U nd  da der kleinere S taa t nicht die M acht 

hat, H alt zu m achen, wo er w ill, so kann der erste  S ch ritt 

des A bw eichens unvorhergesehene F o lgen  m it sich fü h re n ; 

allein  hat m an selbst die E ntscheidung  p ro v o c irt, so kann 

man au f eine sehr unangenehm e W eise beim W orte  genom ­

men w erden.

Ich  sende dies im A llgem einen m it R ücksich t au f des 

ä lteren  rechtlichen Z ustandes A blösung  durch einen neuen 

voraus. Ich  w ill je tz t die B edenken einiger speciellen Seiten 

betrachten .

b.
D as R echt und die B ehaup tung  der D ynastien  is t eine 

der schw achen Seiten  unserer Zeit. W eder O rgane der 

P resse , R epräsen tationen  noch sogenannte constitu tionelle M i­

n isterien  sind darin s ta rk , die B edeutung der G aran tie  fü r 

eines S taa tes U ntheilbarkeit, U nabhängigkeit und S elbststän ­

digkeit zu w ürdigen, w elche oft in d y n a S t i c h e n  V e r h ä l t ­

n i s s e n  liegt. M an is t n ich t ganz frei davon, D ynastien  als 

ein R esiduum  der V orzeit zu betrachten , w orin  m an sich 

b is au f W eiteres lindet, w elches aber wohl einm al ausser 

G ebrauch  kom m t. Ich  w ill dem E ntw icklungsgänge der Zu-
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kunft nicht vorgreifen, sondern suche nur der Forderung 

meiner Zeit durch die Mittel zu genügen, welche zu ihrer 

Verfügung stehen; allein dann ist es doch entschieden ge­

wiss, dass, während mancher Mann m it dem besten W illen 

und den vorzüglichsten Gaben wegen seiner Stellung nicht 

dazu kommen kann mit selbigen seinem Vaterlande zu nüz- 

zen, so ist eine fürstliche Person, besonders der Regent, so 

gestellt, dass er nur einigermaassen eines guten W illens und 

der Aufmerksamkeit bedarf, um sogleich als A nw alt seines 

Volkes und seiner Unterthanen wirken zu können.

Gedenkt man Land und Reich zu theilen, so w äre es 

wenigstens eine einfache Höflichkeit zu bedenken, dass es 

eine fürstliche Familie giebt, welche berechtigten Anspruch 

hat, bei einem Arrangem ent dieser A rt mit zu Rathe ge­

zogen zu werden. So ganz von der Vergangenheit zu abs- 

trahiren, und naiv sich als primus acquirens zu betrachten, 

ziemt sich doch nicht für eine Bevölkerung, welche vor K u r­

zem ihre politischen Gerechtsame aus freier Fürstenhand 

empfangen hat. Allein ich will hier abstraliiren von der 

Rücksichtsnahme gewöhnlicherer Politiker auf dynastische G e­

rechtsam e; es würde doch heissen tauben Ohren predigen. 

Ich will dagegen ein W ort von den P f l i c h t e n  e i n e r  D y ­

n a s t i e  in dem gegebenen F alle  hinzufügen.

H ier kann ich mitunter mich in ein endloses G rübeln 

versenken, worin doch wohl der G rund liegen mag, dass so 

viele Fürsten, wenn ich mich so ausdrücken darf, sich mit 

Rücksicht auf dieW ahrnehmung des W ehs und W ohles ihrer 

Staaten auf die faule Bank legen und die Sorge dafür Ändern 

überlassen. Das constitutioneile W esen kann nicht als E n t­

schuldigungsgrund angeführt werden, denn, wie constitutionell 

ein F ü rst auch sei, so ist er allein doch verantwortlich für
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die W ahl seiner M inister und seine persönliche W ahl in 

dieser Beziehung kann in sehr Vielem entscheidend sein. 

D er constitutioneile M onarch ist denn auch nicht so gebun­

den, dass er nicht sehr gut, wenn er will, persönlichen An- 

theil an Regierungsmaassregeln nehmen, ja  selbst motu pro­

prio hervorrufen könnte. Allein die guten Fürsten  sind mit­

unter eifersüchtiger auf ihre eingebildeten Rechte, als wach­

sam beim Gebrauche ihrer wirklichen Macht, und lassen sich 

in mitunter stumpfer herabwürdigender Passivität vom Winde 

treiben. Dies wird besonders beklagenswerth und auffällig, 

wenn wichtige Entscheidungen vor der T hür oder grosse 

Staatsinteressen auf dem Spiel stehen.

W enn Louis Napoleon kein andres Verdienst ha t, so 

hat er doch dieses, gezeigt zu haben, wie der Staatsdienst bis 

in das geringste D etail mit rastloser Anfmerksamkeit auf 

das Ganze wahrgenommen werden muss. Ich bin übrigens 

kein F reund der Zuvielregierung; allein das ist denn auch 

freilich der Fehler constitutioneller Fürsten  unsrer Tage nicht.

Indem ich nun diese Betrachtungen auf mein kleines 

V aterland anwende, will ich keineswegs in Abrede stellen, 

dass ich in casu die letzte Instanz für eine glückliche E n t­

scheidung in der Person der M ajestät suche, und hoffe, dass 

die Verantwortlichkeit, zu bewahren und zu behaupten, was 

seine Vorgänger auf dem Throne ihm überliefert haben, 

stark genug sein wird, übereilte und vorschnelle Schritte 

seiner Regierung abzuwenden.

D er König von Dänemark hat zugleich eine besondere

V erantw ortung als Schleswigs Herzog, wenn er sie nun auch

nicht anders hat, denn als Inhaber der dänischen Krone.

Allein es ist doch seine P flicht, dies Herzogthum in seiner

eigenthümlichen S tellung, theils als Kronland unter der dä-
5
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nischen Krone, theils als eigentüm liches Herzogthum, auf­

rechtzuerhalten. W ährend es als solches seine e ig e n tü m ­

lichen Rechte hat, welche zu wahren Sache des Regenten ist,, 

hat der Regent ebenfalls mit Beziehung auf dies Herzog­

tu m  persönliche dynastische Rücksichten als Mitglied des 

Königshauses zu nehmen, welches nun Iahrhunderte hindurch 

von dem dänischen Volke unzertrennlich gewesen ist.

Selbst wenn ein grosser G eb ie ts te il von Schleswig ad­

ministrativ in das Königreich ein verleibt w ürde, so wäre ja  

dadurch nicht die schleswigsche Herzogskrone ganz und gar 

in die dänische Königskrone eingeschmolzen. Und wenn die 

Majestät nun in einer 'Reihe von Jahren das S taatsverhält- 

niss zu Deutschland durch einen auf der cimbrischen H alb­

insel stufenweise angebrachten Uebergang von Dänischem zu 

Deutschem geordnet hat, so ist es nicht gesagt, dass ein an 

und für sich so schwieriges Verhältniss sich souteniren liesse, 

wenn der Uebergang schroffer, und der Dualismus nicht durch 

ein Drittes mediirt würde.

C.

So wie die Dynastie, hat auch die Krone ihre Bedürf­

nisse. Diese fallen, wie wir gesehen haben, nicht ganz zu­

sammen. Die Dynastie ist in ihrer persönlichen W irksam ­

keit durch die Krone begrenzt. Diese hat Rathgeber, oder 

sollte sie doch stets haben, welche die Continuität in den 

staatsrechtlichen Ueberlieferungen bew ahren, und auch das 

Recht der Krone selbst der Dynastie gegenüber geltend zu 

machen wissen. Selbst der eifrigste A nhänger des Absolu­

tismus muss aus Rücksicht auf die ruhige Vererbung der 

Dynastie eine solche Geltendmachung an rechtem Orte ein­

räumen.
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In  alten Tagen w ar der „Reichsrath“ in dieser Bezie­

hung der rechte Ort, und Schleswigs Herzöge hatten als Lehns­

männer des Reiches Sitz im dänischen Reichsrath. Dies 

wurde zwar nach E inführung der Souverainetät im König­

reiche etwas verändert, und man kann nicht läugnen, dass 

man oft Grund gehabt h a t, den Mangel berechtigter K ron- 

rathgeber, gegenüber der E inführung oder U nterlassung wich­

tiger Maassregeln, zu beklagen. Ich denke hier z. B. an die 

Rechte der Volkssprache in Schleswig.

Nun sind es die M inister des Königreiches, ja  der gan­

zen M onarchie, welche die staatsrechtliche Ordnung der 

Dinge aufrecht zu erhalten haben, und ganz gewiss können 

auch auf diesem Gebiete die Repräsentationen sämmtlicher 

Landestheile eine nicht unbedeutende Verantwortung haben. 

Es muss indess höchlichst beklagt werden, dass mehrere 

der Staatsm änner des Königreiches keinen Muth gehabt 

haben, eine Volksmeinung klar zu machen und zurückzuwei­

sen, welche ohne W eiteres verlangte, dass das Herzogthum 

Schleswig in das Königreich Dänemark incorporirt werden 

sollte. Denn dazu ist man nie weder staatsrechtlich noch 

historisch berechtigt gewesen, und durch solche übertriebene 

Forderungen hat man der Sache Dänemarks im Auslande 

mehr geschadet, als man sich vorstellt.

W as gegenüber Deutschlands Uebergriffen in der

Bewegung von 1848 Berechtigtes lag , dass man dänischer-

seits die Eidergrenze gegen Deutschlands Competenz als

Gegensatz gegen das neue Kaiserreich wahrte, welches man

in der Paulskirche beabsichtigte und discutirte, war nahe

daran für uns Dänen verloren zu gehen, weil wir innerhalb

der Begrenzung dieses dänischen Reiches die jahrhundertealte

Grenze an der Königsau zwischen dem Königreiche und
5 *
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dem Herzogthum übersehen wollten. W ie so "viel reiner 

würde unsre Sache dagestanden haben, wenn alle Bewohner 

und alle Organe der Presse diesen staatsrechtlichen U nter­

schied sich scharf vor Augen gehalten hätten. Vieles wäre 

dann vielleicht anders gewesen; manche vermeintliche De- 

müthigungen hätten uns erspart werden können*).

Indem ich, soweit das Detail mir bekannt ist, sämmt- 

liche dänische Minister davon freispreche, in ihren diploma- 

tichen Auslassungen die Distinction aus den Augen verloren 

zu haben, gibt es nur allzuviele administrative und legislative 

Missgriffe, welche zeigen, dass es einflussreichen, dänisch ge- 

bilteden Beamten mehr darum zu thun gewesen ist, nach und 

nach Schleswigs Verhältnisse nach denen des Königreiches 

umzuformen, anstatt Schleswigs eigenthümliche und m itunter 

verschiedene Interessen wahrzunehmen, darunter nicht am 

Wenigsten die gesetzmässig anerkannte P aritä t der Sprachen 

überall in Schleswig. Ich will daran erinnern, dass diese 

Missgriffe, welche sogar die Grenze des Familienlebens über­

schritten haben, uns grade deshalb kränkende liapporte von 

englischen halbdiplomatischen Emissairen in Schleswig zuge­

zogen haben**).

*) Ja, wenn alle Dänen ideale Menschen gewesen wären! Man muss 
aber jeder Nation das menschliche Recht wohl lassen, recht tief 
irrende Mitglieder unter sich zu haben. D . U.

**) Dass Missgriffe vorgekommen sind, wird Niemand läugnen, allein 
sie fallen sicher weit mehr den localen Autoritäten, als der Re­
gierung zur L ast, w elche, wie uns bekannt ist, mit äusserster 
Gewissenhaftigkeit entscheidet und die Verhältnisse abwägt, über­
haupt ja durch die Gesetze gebunden ist. Die gesetzlichen Rechte 
der deutschen Sprache werden aufs Strengste respectirt, allein aus 
der Zeit der unnatürlichen Alleinherrschaft der deutschen Sprache 
in dem halb dänischen Lande, rühren in manchen Branchen noch 
jetzt Reste dieser Alleinherrschaft her, und wo man daher des Prin­
cips willen ihr die dänische Sprache gleichstellt und ihre Berück-
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Es ist nun nicht unmöglich, dass ein Theilungsproject, 

wie das angedeutete, als Ausdruck für die Stimmung grade 

bei denen aufgefasst werden kann, welchen man bisher die 

geringe Achtung vor dem staatsrechtlich Gegebenen, sowohl

sichtigung erzw ingt, da erscheint vor dem Auge des oberflächlichen 
Beobachters sogleich U nterdrückung und V erfolgung der deutschen 
Sprache, w ährend ein U nterlassen solcher oft gehässig aussehender 
M aassregeln in W ahrheit feige Zurücksetzung der Jahrhunderte  hin­
durch m isshandelten, im L ande viele Jah rhunderte  älteren dänischen 
Sprache sein würde. D ie hochdeutsche Sprache kam  erst lange 
nach der Reform ation ins L and und zahlreiche Oberdeutsche fanden 
A nstellung daselbst, wo m an jetzt die gesetzlich gleichberechtigten 
Dänen (siche die nach der Einverleibung des Grossfürstlichen erschienene 
grundgesetzliche Ind igenatverordnung vom \ 9 1776, wo D änen, N or­
weger und H olsteiner als E ingeborne in allen L anden des Königs 
anerkannt werden) öffentlich im Ständesaale als eingewanderte Frem de 
zu bezeichnen w agt, was jene O berdeutschen in W ahrheit waren. 
A uch die K lagen über die dänisehe Sprache in überwiegend p latt­
deutschen D istricten sind übertrieben und verdienen keine Beach­
tung. G anze M enschenalter hindurch wurde der Gottesdienst in 
r e in -d ä n is c h e n  D istricten in d e u t s c h e r  Sprache gehalten, welche 
die Bewohner notorisch weniger verstanden, als die P lattdeutschen 
das D änische; aber dass die Leute deshalb des Himmelreichs ver­
lustig gingen, ha t w enigstens kein D eutscher behauptet. Selbst 
als das Hochdeutsche eingeführt wurde, verstanden die plattdeutschen 
A eltern, welche plattdeutsche Bibeln und Gebete hatten  (s. W aitz 
Geschichte von Schleswig-Holstein) die hochdeutsch betenden K inder 
anfangs n ich t; allein m an hörte  keine sentim entalen Klagen dar­
über. M an k lag t daher heu t zu Tage nicht bloss aus religiösen 
oder pädagogischen oder F am ilien -G ründen , sondern vielmehr aus 
p o l i t i s c h e n .  E s ist derselbe Geist, welcher die G erechtigkeit so 
hoch hält, dass er, wenn er die M acht hätte , in ganz N ordschles­
wig deutsch predigen lassen w ürde, unbeküm m ert, ob die dänische 
Bevölkerung es verstünde oder nicht, wie es allzu lange leider ge­
schehen ist. Keine R egierung , welche sich selbst ach te t, kann 
einem solchen Geiste Zugeständnisse m achen, wogegen sie blindem 
E ifer der Unterbeam ten, sollte er auch durch den T rotz der Bevöl­
kerung hervorgerufen sein, m it aller K raft vorzubeugen wissen wird, 
denn eine väterliche Regierung will n icht Böses mit Bösem ver­
gelten. D. U.
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im Königreiche Dänemark als in den H erzo g tü m ern  H ol­

stein und Schleswig hat zum Vorw urf machen müssen. Aber 

grade dieser Umstand würde von vornherein den Versuch in 

ein Licht stellen, welches äusserst ungünstig für die ganze 

Sache wirken würde. Denn theils würde die Ausführung 

selbst unter die unglücklichsten Auspizien gestellt werden 

und theils würde das vermeintliche Resultat sich kaum freuen 

können, ein Horoscrop gestellt bekommen zu haben, das 

eine dauernde und sichre Zukunft in Aussicht stellte.

Die staatsrechtlichen Grenzmarken im Staate, sowohl 

an der E id e r, als an der Königsau, würden alsdann ver­

rückt und für immer verloren sein. Die Staatsgrenze an 

der Elbe würde mit jedem Tage unbedeutender werden, und 

sollte eine W iederholung des Bewegungsjahres 1848 sta tt­

finden, so würde nicht blos die Eidergrenze für einen Ueber- 

griff vom Süden weniger hemmend sein, sondern auch die 

Königsau leicht aulhören zu sein, was sie doch je tzt ist, die 

Grenze zwischen einem nationalen unvermischten König­

reiche und einem in nationaler Beziehung sehr gemischten 

Herzogthum. Ich will hier das Bedenkliche in dieser Rich­

tung nicht weiter entwickeln.

d.
Ein nicht wesentlich geringeres Bedenken entsteht aus 

der jetzigen Stimmung des Herzogthums Schleswig. •

Es würde doch nicht vermieden werden können, d ie  

S c h l e s w i g e r  s e l b s t  mit zu Rathe zu ziehen, wenn 

man ihr Land theilen w ill; denn es ist sicher kaum möglich, 

dass holsteinische und dänische Politiker des Königreichs die 

Erlaubniss bekämen, ohne W eiteres jeder sein Stück von 

Schleswig zu nehmen. Allein ist dem nun so, so könnte
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leicht ein zur Zeit sehr beliebtes Experiment in Schleswig 

zur Anwendung kommen, um, wie es heisst, die wirkliche 

Yolksstimmung kennen zu lernen. Glaubt man jedoch mit 

Zuversicht einem solchen Experimente entgegensehen zu können?

Ich meines Theiles bin sehr weit entfernt, die Meinung 

derer zu theilen, welche von allen möglichen Ungerechtig­

keiten in Schleswig zu sagen wissen. Im Gegentheil ist 

Seitens der dänischen Regierung mit musterhafter Milde 

gegen offenbare Em pörer vorgegangen worden. Ich glaube 

aber freilich, dass auf Grund des obgenannten staatsrecht­

lichen Missgriffes so Viel zur Beruhigung des Herzogthums 

versäumt worden ist, dass der officiell unterdrückte Aufstand 

leichte Mühe gehabt hat, einen passiven planmässigen W ider­

stand lebendig zu erhalten, und unter dem Yorwande, die 

Sache des „V olkes“ zu vertreten, die Mehrheit desselben den 

Organen der Administration abgewandt oder entfremdet hat. 

Dies will nun freilich an sich so viel nicht sagen, denn wo 

findet man, dass ein Beamter, welcher streng seine Pflicht 

thut, es der Menge zu Dank machen kann? Indessen ist 

es misslich, unter solchen Umständen ein Experiment vorzu­

nehmen, welches auf ein Entweder-Oder ausgeht; denn die 

Theilungsgrenze selbst könnte sehr leicht mit dem Resultate 

der Abstimmung in Verbindung gesetzt werden. Allein wie 

dies werden würde, ist wenigstens sehr zweifelhaft. Wenn 

ich Reisenden von dort G lauben schenken darf, so würde 

■dies eine Bedenken fü r mich hinreichen, wenigstens zur Zeit 

unbedingt das ganze Project zu widerrathen.

e.
A uf das Inständigste muss ich Allen ans Herz legen, 

wohl zu erwägen, wie bedenklich es sein würde, wenn man
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schon je tzt dem Resultate vorgreifen wollte, auf welches die 

sogenannten n a t i o n a l e n  B e w e g u n g e n  unsrer Zeit hinzu­

arbeiten scheinen.
Ich bin sehr wenig mit den Schriftstellern einverstanden, 

welche diese Aeusserung des Volkslebens ‘als eine schlecht 

und rechte Lächerlichkeit behandeln. Denn wenigstens ich 

kann nicht blind sein vor dem Begeisternden und A nregen­

den, welches bei aller U ebertreibung doch unläugbar darin 

liegt. Keine K raft, welche wirklich Massen in Bewegung 

zu setzen verm ag, kann je  einem Staatsmanne gleichgültig 

sein. E r  kann sie misbilligen, allein wenn er nicht zugleich 

vermag sie zu dämpfen und abzuleiten, so kann sein blosser 

Unwille dagegen ebensowenig helfen. Als Denker und G e­

lehrtem möge es uns erlaubt sein, über die Thorheiten der 

Menge zu lächeln, und die zu verachten, welche die A bgötter 

des Augenblicks anbeten; als Privatm änner haben w ir das 

Recht, daheim unserm Unwillen Luft zu machen, wenn w ir 

glauben, dass geistiger Giftstoff dem Volke eingeimpft w ird : 

ja  als Volksschriftsteller kann man wohl sogar mit der gan­

zen K raft der Ueberzeugung gegen vermeintlich falche Zeitrich­

tungen auftreten. W ill man aber selbst das Ruder auf dem 

Staatschiffe führen, oder den Steuerleuten W inke geben, so 

hat man die unabweisliche Pflicht, nach Vermögen allen wich­

tigen Kräften der Zeit Rechnung zu tragen. Und dergestalt 

wird denn auch kein Politiker in unseren Tagen vermeiden 

können, die Nationalitätsbewegung in seine Betrachtung der 

Lage der Sachen mit aufzunehmen.

Allein es giebt dann wohl auch Keinen, der läugnen 

wollte, dass diese ganze Bewegung, wenn sie übrigens w irk­

lich zu etwas führen soll, noch in ihrem W erden ist, und 

daher in der unklaren und neblichten G estalt ihres Anfangs
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nicht zur Grundlage für staatsrechtliche Entscheidungen die­

nen kann.

W erfe ich einen Blick auf die hellenischen, italienischen, 

ungarischen, slavischen, polnischen, deutschen, flandernschen, 

und skandinavischen Bewegungen, so begegnet mir überall 

ein Conflict mit den bestehenden Staatszuständen, welcher 

zeigt, dass die W ortführer der Nationalitätsbewegung w enig­

stens keine praktischen Staatsm änner sind; denn sonst würden 

sie mit ihren der Oeffcntlichkeit bekannten Zielen Alles er­

reichen können, was sie wünschen, wenn sie die jetzigen 

Staatsform en als Uebergangsglieder benutzten, anstatt sich 

hinauszuwagen in einen gefährlichen Kampf mit einem von 

der Vergangenheit ererbten und durch mächtige persönliche 

Bande zusammengehaltenen Systeme.

W enn die N ationalitätstheorie schon je tzt in faktische 

Anwendung sollte gebracht werden können, ist es durchaus 

klar, dass sie nicht blos mit Dynastien und Staatsgrenzen, 

sondern auch mit ihrem eigenen Princip, den Nationalitäten 

selbst, in Conflict kommen würde. Der Aufforderung, welche 

während des letzten italienischen Feldzuges an die schweize­

rischen Italiener gerichtet w urde, gemeinschaftliche Sache 

mit den Piemontesen und Mailändern zu machen, wurde 

keine Folge geleistet. Es scheint ungefähr ebenso mit einem 

indirekten Appel an das französiche Element in Savoyen ge­

gangen zu sein*). Ein italienischer Appell an Corsika und 

ein deutscher an Elsass-Lothringen würde ohne Zweifel zu 

demselben Resultate führen**). Und, wenn die deutsche

*) Allein die Folge hat anderes gelehrt. D . U.
**) N icht die Nationalität allein , auch die Machtstellung des Volks, 

an welches man sich schliessen will, kommt in Betracht. Deutsch-
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F rage so gestellt würde, dass man das sogenannte Schles- 

w igholstein aufforderte, sieh von Dänemark zu trennen und 

sich entweder selbstständig oder in Verbindung mit einem der 

deutschen N achbarstaaten Deutschland anzuschliessen, so hat 

doch bis je tzt die A ntw ort immer gelautet, dass man keine 

Trennung von Dänemark wünsche, sondern ein Zusammen­

bleiben auf die Bedingung einer A rt „Gleichberechtigung“ mit 

dem Königreiche*). Dies wäre ja  freilich eine ganz bequeme 

Staatsexistenz, so halb an den Vortheilen eines selbstständigen 

europäischen Staates zu participiren, ungeachtet man nur 

zwei Fünftel der Staatslasten trägt. Allein selbst wenn 

diesen Prätensionen nicht Genüge geleistet würde, und jeder 

Landestheil sich mit seinem rechtlichen Antheil begnügen 

m üsste, habe ich bis dahin n ie  Seitens der Herzogthüm er 

aussprechen hören, dass sie eine Trennung von Dänemark 

wünschen, eher habe ich, wie in meiner letzten Schrift ange­

deutet ist, von Aussonderungswünschen bei gewissen P a r­

teien des Königreichs reden hören.

Wie man denn auch die Sache betrachtet, so ist es 

k la r, dass die Vorkämpfer der Nationalitäten sehr bedeu­

tende Schwierigkeiten in allen Grenzprovinzen zu überwinden 

haben werden. Dass einzelne Eiferer die Sache so weit trei­

ben: eine Versetzung der Bewohner nach den historischen 

Grenzen vorzuschlagen, schmeckt so sehr nach der ärgsten

lands Z ustände sind vom classischen Standpuncte so erbärm lich, 
dass sie keinen dort verführen können. W eil die verdeutschten  
D änen Sch lesw igs D eutsch land für m ächtiger halten , als D änem ark, 
darum besonders w ollen sie lieber deutsch sein . D . U .

*) E s  gehörte doch w ohl solches V orgeben mit zur M aske der L oyalitä t, 
unter w elcher sie ihre Revolution verbargen und w ofür sie noch  
neuerdings im  Preuss. A bgeordnetenhause gelobt sind.

D . U .
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Despotie der Vorzeit und steht so entschieden im W iderspruch 

mit der Achtung unsrer Zeit vor Menschenrechten, dass dies 

Zerhauen des Gordischen Knotens der Nationalitätsfrage 

vermuthlich nur die Bedeutung zu zeigen hat, wozu utopische 

Projecte führen.

W as bis dahin die F rucht der Nationalitätstheorie ge­

wesen zu sein scheint, ist eine A rt Conföderation, ungefähr 

wie die des deutschen Bundes, welcher ja  auch der neuen 

italienischen Staatsverbindung zum Vorbilde gedient hat. 

D er skandinavische Norden hätte ja  freilich mehr Aussicht 

zu etwas Aehnlichem, zumal wenn Norwegens Selbstständig­

keitsstreben dazu füh rte , dass das Haus Bernadotte sich in 

zwei Linien theilte. A llein, wie gesagt, keine praktischen 

R esultate sind bis dahin aufzuweisen als bestimmt gedachte 

und klar ausgeführte V orschläge, welche die N ationalitäten 

mit sich führen.

Das G oldalter des hellenischen Volks w ar ja  eine Con­

föderation von Staaten mit äusserst verschiedenen Verfassungs­

form en; allein in unsern T agen scheint die N ationalitätsbe­

wegung die Verschiedenheiten verwischen zu w ollen, um so 

Viel als möglich unter e i n e n  H ut zu bringen. Solches führt 

mitunter wieder zu einer M ajoritätsdespotie, welche keine 

abweichende Meinung duldet. Und je  mächtiger die E inheits­

macht wird, desto trauriger wird die Stellung der abweichen­

den Meinungen der Ueberm acht gegenüber.

So ungefähr gestaltet sich in unseren Tagen die N atio­

nalitätsbew egung, wo sie als politische Macht nach aussen 

w irkt. Anders ist ihr nach Innen gerichtetes volksthümliches 

W irken zur Weckung des Selbstbewusstseins der Völker. Da 

scheint sie mir jenen Augenblicken nicht unähnlich zu sein, 

wo w ir als M änner bisweilen auf Kindheit und Jugend mit
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ihren fröhlichen Hoffnungen zurückschauen, und dann gestärkt 

werden durch den Rückblick auf eine neue und kräftige H and­

lung, ohne die Hände sinken zu lassen. Aus einem solchen 

nationalen Rückblick auf die Thaten der V äter verspreche 

ich mir daher viel, namentlich in ästhetischer, künstlerischer 

und volksthümlicher Rücksicht. Allein jeder Versuch, mit 

Ueberspringung der Zwischenzeit die Vergangenheit unver­

ändert w ieder in die Gegenwart einzuführen, kann nie ein 

Fortschritt werden.

Die wichtigste A usbeute, welche meines Erachtens aus 

der nationalen Bewegung gewonnen werden könnte, wäre, 

dass man den allgemein anerkannten Menschenrechten hinzu­

fügte: „Jeder Mensch hat, wo er auch wohne, das Recht, 

sich der Sprache zu bedienen, welche er seine M uttersprache 

nennt und seine Kinder darin zu erziehen, doch ohne dadurch 

dem Staat und der Commüne zur Last zu fallen“. Das w ürde 

die humane D urchführung des Sprachprincips se in , und es 

muss auch einmal dazu kommen, wenn die M ittel zuwege 

gebracht werden können*).

Allein grade die Anwendung dieses Princips auf Schles­

wig würde am W enigsten zu einer Theilung führen; denn 

erst dadurch würde die Schwierigkeit für Dänischredende in 

Südschleswig und für Deutschredende in Nordschleswig grös­

ser werden. E iner gleichmässigen Sprachgerechtigkeit wird, 

scheint mir, am Besten grade in einer Provinz genügt w er­

den, wo Sprachverschiedenheiten die Nothwendigkeit für die 

ganze Gesetzgebung mit sich führen, die Dinge in einer nach

*) Wenn nun aber die Muttersprache ein blosser Volksdialekt ist, oder 
eine zurückgebliebene, dem Absterben nahe, wie Plattdeutsch oder 
Frisisch, welche aller Lehrmittel entbehren? D. U-
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diesen Umständen abgepassten W eise zu ordnen. Allein dies 

setzt grade voraus, dass Schleswig n i c h t  getheilt wird.

Habe ich daher Recht, dass der Sinn der N ationalitäts­

bewegung für die W ichtigkeit der Sprache und der M utter­

sprache ein Ende finden m uss, wenn nicht blos eines Volks, 

sondern selbst jedes Individuums sprachliche Rechte gehandhabt 

w erden, so würde es der Entwicklung vorzugreifen heissen, 

wenn man aus nationalen Rücksichten den Vorschlag, Schles­

wig zu theilen, stellen wollte. Die wahre nationale Anschau­

ungsweise muss es ja  grade ungetheilt zu bewahren suchen.

f.
Ebenso gefährlich, als es sein würde, je tz t dem endlichen 

R esultat der nationalen Bewegung vorgreifen zu wollen, möchte 

sein, wenn man aus s o c i a l e n  R ü c k s i c h t e n  sich verführen 

liesse , die rechtliche Stellung des S taates und der einzelnen 

Landestheile zu verändern. Sicherlich darf man nie die so­

cialen V erhältnisse übersehen, die höchste Staatsklugheit be­

steht wohl auch grade darin, die bestehenden Zustände nach 

den veränderten Bedingungen der Zeiten zu benutzen. A l­

lein jede Reform, welche durch einen Sprung absolut neue 

Zustände einführt, ohne die früheren zu respectiren und ohne 

sich mit den berechtigten Forderungen derselben abzufinden, 

ist wenigstens ebenso misslich, als ein krampfhaftes Festhalten 

an dem Bestehenden, welches nicht mit der Zeit vorwärts 

gegangen ist. Im  ersteren F alle  liegt als Gefahr Reaction, 

im letzteren Revolution nahe. t
E s ist stets etwas Fluctuirendes in den socialen Zustän­

den, allein es gehört doch Zeit zu socialen V eränderungen; 

und wie gross die Veränderung auch ist, so kann das scharfe 

Auge doch stets die Quelle entdecken, woraus die ganze
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Reihe der Veränderungen von vornherein entsprang. In  

unsern Tagen hegt man mancher Orten Unwillen gegen 

G eburtsaristokratie und grössere G rundbesitzer, besonders 

wenn sich diese vereinigt finden. Und es ist vermuthlich 

dieses V orurtheil, welches Verschiedene auf den Gedanken 

gebracht h a t, Schleswig in zwei Theile zu the ilen , in deren 

einem nördlichen die sogenannten Bauern und kleineren G rund­

besitzer überwögen, im südlicheren dagegen die adlichen G uts­

besitzer. Man fand diese Theilung im Einklang stehend mit 

den demokratischen Zuständen im Königreiche und den ari­

stokratischen in den Herzogthümern Holstein und Lauenburg.

Allein das ganze Raisonnement ruht vermuthlich auf 

unrichtigen Voraussetzungen. Schleswig kann gewiss nicht 

mit Recht allein nach dieser Rücksicht getheilt werden. Und 

soll diese Rücksicht dennoch entscheiden, so könnte ebenso­

wohl die Rede von einem westlichen und östlichen Schleswig 

sein. Ebenfalls kann man nicht sagen, dass das A ristokra­

tische etwas Holstein Eigenthümliches sei. E s liegt ja  im 

Gegentheil grade in Holstein eine Provinz, welche am läng­

sten von allen ein vom Feudalwesen unabhängiges Dasein 

behauptete, und noch bis auf den heutigen T ag mehrere 

Gerechtsamen bewahrt hat, welche die dort bestehenden freien 

Institutionen sicherstellen *). In  Holstein kann man noch

*) E s ist höchst interessant zu wissen, wie die dithmarsische Bevölke­
rung vor der völligen Ausrottung durch ihre brüderlichen (!) holstei­
nischen Eroberer bewahrt wurde. Dieselbe war bereits beschlossen 

t und kein humaner Grund sprach ihnen dagegen; da fiel ihnen aber 
ein , dass man Leute haben m üsste, das Land gegen das Meer zu 
schützen und dass die Ditmarscher selbst dies am Besten vermöch­
ten; durch unterwürfiges Bitten erlangten die Unterworfenen darauf 
Gleichstellung mit den Friesen, deren analoge Verhältnisse als Maass­
stab dienten. (S. W aitz. Gesch. v. Schleswig-Holstein.

Theil II., Seite 329.) D. U.
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bestimmter einen Unterschied zwischen W esten und Osten mit 

Beziehung auf U eberreste der Feudazeit aufzeigen. Die 

wendische Provinz W agrien , welche die holsteinischen G ra­

fen ihrer Zeit sich Unterwarfen, scheint durch ihre grossen 

G üterstrecken noch die Spur einer nach einer Erobrung einge­

führten germanischen Lehenseinrichtung an sich zu tragen. 

Die Districte Ditmarschen und Pinneberg bilden einen auf­

fälligen Gegensatz dazu und die Marschzustände setzen sich 

gegen Norden an der schleswigschen W estküste fort, wo 

sie mit der nationalen Eigenthümlichkeit in den friesischen 

D istricten zusammenfallen.

In gutsherrlicher Beziehung können ähnliche Unterschiede 

gewiss auch im Königreiche aufgezeigt werden. Jütlands 

Ostküste hat offenbar immer grössere Güterstrecken als die 

W estküste gehabt. Die Inseln Fühnen und L aaland, sowie 

Südseeland bilden hierin wieder einen Gegensatz zu N ord­

seeland, Bornholm und mehreren Gegenden.

Allein im Ganzen genommen, scheint die Rücksichtsnahme 

au f eine solche einzelne Classe der Gesellschaft, welche ohne­

dies in unsern Tagen nicht sehr hervortritt, allzu speziell zu 

sein. D ie Schleswig - holsteinische Ritterschaft bedeutet in 

W ircklichkeit viel w eniger, als im Namen zu liegen scheint, 

und ihr E influss.in  Holstein dürfte bereits culminirt haben*) 

Selbst die ständischen Institutionen weisen ihr keine Stellung 

an , welche .sie in den Stand setzte, einen nennenswerthen 

besondern Einfluss auszuüben.

Dies sei zur Beruhigung denen gesagt, welche wirklich

*) Der der Verhältnisse Kundige w eiss, dass sie an sich gar nichts 
bedeutet, sondern nur einzelne ihrer Mitglieder durch hervorragende 
Talente hervortreten und dann allerdings durch die hinter ihnen 
stehende C o r p o r a t io n  an Bedeutung gewinnen mögen. D. U.
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vor einer G utsaristokratie F u rch t haben. Allein im Ueb- 

rigen kann ich nicht umhin gegen ein meines Erachtens häufig 

vorkommendes M issverständniss aufzutreten, das sich hinter 

dem Spitznamen „Junkerpartei“ und ' „Junkerw esen“ ver­

birgt, und namentlich in Deutschland als baare Münze cirku-

lirt. Ich müsste mich sehr ir re n , wenn nicht dieser Spitz­

name von einer P arte i in Cirkulation gebracht wäre, welche 

ebenfalls nach einer der kleinen Residenzen in Deutschland 

einen Spitznamen bekommen hat*). Und der Gegensatz ist 

schlagend, jene hat in der Regel W enig im Kopfe und Viel 

in der Tasche, diese Viel im Kopfe, W enig in der Tasche. 

Es ist sicherlich sehr zu beklagen gewesen, dass der geborne 

und grundbesitzende Adel in diesem ganzen Jahrhundert 

sich mehr und mehr gewöhnt hat, gut auf seinen Edelsitzen 

zu leben und, ohne Theilnahme zu äussern, die Regierung 

ihren Gang gehen zu lassen, ohne für die Erziehung seiner 

Söhne für den Staatsdienst Sorge zu tra g e n ; allein es ist 

ebenso betrübend, die H indernisse zu sehen , welche von 

gewissen Seiten diesen Männern in den W eg gelegt werden, 

wenn sie einmal L ust bezeigen, ihrem Vaterlande zu dienen 

und in diesem D ienst zu wirken. Man sollte fast glauben, 

dass die studirende W elt ihnen wirklich entgegenarbeitete,

um nicht selbst etwas von den Stellungen im  Staate einzu-

büssen, bei denen E tw as zu gewinnen ist. Gleichwohl bleibt 

es zuverlässig, dass die grösseren Grundbesitzer das grösste 

Interesse haben, das ruhige ebene Vorwärtsschreiten eines 

Staates und seipen ausländischen Credit gefördert zu sehen. 

D en Blättern, welche oft genug englische Zustände preisen, 

kleidet es wirklich sehr schlecht, sich über die Junkerpartei

*) Ist bekanntlich viel älter als diese sehr junge Partei.
D. U .
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lustig zu m achen, da doch ganz Englands historische E n t­

wicklung und ebenmässig fortschreitende Reform durch eine 

kluge und würdige G utsaristocratie zuwegegebracht ist*).

Bildet nun somit das Gutsbesitzerwesen keine wirk­

liche K luft zwischen einem Nordschleswig und einem Süd­

schleswig, so giebt es anderseits sociale Verhältnisse, welche 

es höchst bedenklich machen m üssten, die Consequenzen der 

Theilung, Nordschleswigs Einverleibung in das Königreich 

und Südschleswigs adm inistrative Verbindung mit Holstein, zu 

vollziehen. Die Jahrhunderte lang verschiedene Gesetzgebung, 

welche diese 3 Landestheile sich angeeignet haben, kann nicht 

verändert w erden, wie man die Hand um dreht, denn die 

unzähligen Gewohnheiten und Rechtsverhältnisse des täg­

lichen Lebens sind in solchem G rade mit dieser Gesetzgebung 

verw ebt, dass wenigstens ein paar M enschenalter dazu ge­

hörten, wenn man es wirklich für der Mühe werth hielt, eine 

Conform ität zuwegezubringen.

D ieser Umstand scheint mir immer übersehen zu sein, 

sowohl wenn Schleswig-holsteinischerseits von Schleswig und 

Holstein als in jeder Beziehung aufs genauste verw andt ge­

sprochen wird, und wenn von gewissen Seiten im Königreiche 

stark auf Schleswigs adm inistrative und legislative Incorpo­

ration gehalten wird.

Es liegen jedoch in juristischen Schriften, herausgegeben 

von beiden Seiten, so gültige Beweise von bedeutend abwei­

chenden Rechtsgrundsätzen, sowohl in processualischer Bezie­

hung, als in Beziehung auf V erm ögens- und Fam ilienrecht

*) Unter Junker versteht man jetzt jene aufgeblasenen, unwissenden, 
sich in unwürdiger W eise um ihres Reichthums, wie gewisser Vor­
rechte willen überhebenden keineswegs blos adlichen Personen, die 
wahres Verdienst ganz ignoriren, wenn es entweder arm oder bürger­
licher Herkunft ist, nicht aber würdige Edelleute. D . U.

6
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vor, dass diese Actenstücke wirklich eine ganz andre P ub li- 

cität verd ien ten , als sie haben. Dazu kommt, dass auch die 

Rechtsgewohnheiten, das u n g e s c h r i e b e n e G e s e t z ,  vielleicht 

noch mehr abweichen, wovon sich Je d e r, der sich einige Zeit 

in den H erzogthüm ern aufgehalten ha t, sofort überzeugen 

kann*).

Ein solches sociales Ganze durch eine willkührliche 

Theilungslinie zu durchschneiden, scheint mir vielleicht das 

allergefährlichste Experim ent zu sein. Dieses blos aus Rück­

sicht auf ein ganz vereinzeltes In stitu t, wie die R itterschaft, 

zu wagen, scheint mir ungefähr ebenso verkehrt zu sein, als 

wollte man eine Person in der Mitte spalten einzig und 

allein, w eil sie schielte.

*) Zu solchen G ew ohnheiten rechne ich keinesw egs die üblen G ebräuche, 
z. B. dass man vieler Orten in S ch lesw ig  kein gesam m eltes P ro to ­
koll h a t , sondern dass jede S ach e ihr eignes au f einem oder m eh­
reren B ogen  hat, wodurch also V ertauschu ng, oder V ergessen , V er­
lust, ja  selbst F ä lsch u n g  leicht herbeigeführt werden könnte.
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V.
Durch Aufrcchthaltuiig des bestehenden Staatsrechts 

kann man grade erreichen, was man wünscht.

Ich  habe somit versucht zu zeigen, sowohl welche V or­

theile man durch das besprochene Project zu erlangen hofft, 

als auch, welche Uebelstände daraus hervorgehen würden. 

Ich meines Theils glaube nun allerdings, dass die Uebelstände 

die vermeintlichen V ortheile so sehr überw iegen, dass ich 

dadurch die M isslichkeit desselben für hinreichend bewiesen 

erachten könnte. Allein, da man w ürde einwenden können, 

dass ich selbst deutlich genug als P arte i in der Sache auf­

getreten, und somit nicht unparteiisch genug sein kann, die 

Vortheile in ihrer rechten Beleuchtung darzustellen, was, 

wenn es geschähe, vielleicht die W agschale der ändern Seite 

zum Sinken bringen könnte: so habe ich geglaubt, einige 

W orte hinzufügen zu m üssen, wie die bestehende Ordnung 

sich dazu benutzen liesse, ohne alle in ihren weiteren F o l­

gen nicht vorauszusehende Veränderungen im Staatsrecht der 

M onarchie, eine sowohl vom Gesichtspuncte des Staates als 

der betreffenden Landestheile sehr glückliche Lösung aller 

schwebenden F ragen  zuwegezubringen.
3*
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a.
Schleswigs V erw altung hat vermeintlich bis je tz t an dem 

Mangel gelitten, dass das Land nicht genug in Ueberein- 

stimmung mit seiner b e s o n d e r e n  E i g e n t  h ü m  l i e h  k e i t  

verwaltet worden ist, sondern, theils früher nach der holstei­

nischen, theils nun zuletzt nach den Zuständen des König­

reichs sich hat richten müssen. — Und doch giebt es nicht 

so wenig besondere Verhältnisse in Schleswig, welche eine 

eigenthümliche Entscheidung erfordern. Es ist vornehmlich 

die Pflicht der Regierung, diese eigenthümlichen Bedürfnisse 

zu berücksichtigen und ihnen Genüge zu thun. Allein dies 

ist sowohl früher als je tzt in nur unvollkommenem Grade 

geschehen. E rs t wenn es versucht w ar und zwar versucht 

ohne Erfolg, könnte die Rede von dem Unhaltbaren in Schles­

wigs jetziger Lage sein. E s muss daher versucht werden 

mit grosser G enauigkeit, mit E rn s t und mit Kraft.

Grade die gemischten Sprachverhältnisse erfordern eine 

besondere Gesetzgebung und Ausbildung der für Schleswig 

bestimmten Beamten. Man hat ja  hier nicht blos das Recht 

sondern auch die Pflicht, eine Fertigkeit in beiden Sprachen 

zu verlangen, während man von Holsteins Beamten nur eine 

oberflächlichere Kenntniss des Dänischen und ein Verstehen 

desselben fordern kann.

Demnächst is t zu bem erken, dass die Bevölkerungen 

Holsteins und Schleswigs im G runde mit Rüchsicht auf 

angeborenes N aturell höchst verschieden sind; das kann 

Keinem entgangen sein, welcher Gelegenheit gehabt hat, 

beide Landestheile zu bereisen. W ährend der Holsteiner 

thätig , von raschem W esen und kräftig is t, m itunter stör­

risch so dass nur ein bestimmter W ille ihn beugt, ist der 

Schleswiger nicht selten beseelt von stillem T ro tz , zurück-
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haltend, genügsam, und gewohnt, sich der Gew alt zu fügen; 

allein wenn der H olsteiner gebeugt w ird, dann erkennt er 

willig seinen Besieger als den Stärkeren an , w ährend der 

Schleswiger seine S tärke in dem stillen, fast unmerklichen 

zähen passiven W iderstand ha t, welcher nur auf eine Gele­

genheit zu einem Umschwung wartet.

ln  religiöser Beziehung findet auch ein bedeutender 

Unterschied statt. W ährend der Holsteiner (auf Deutsch) 

entweder aufs Neue an der altmodischen lutherischen Recht­

gläubigkeit festhält, oder übereilt mit der Zeit, wie man sagt, 

fortschreitet, ist der Schleswiger ganz conservativ in seinem 

Respect vor dem Ererbten geblieben. E s herrscht in Schles­

wig eine ernste etwas pietistische Richtung, welche auch 

einen scharfen Gegensatz zu mehreren religiösen Richtungen 

im Königreiche bildet.

Von diesem unterscheidet Schleswig sich auch durch 

mehrere V erhältnisse, welche das eigentliche Volksleben be­

treffen. Sowohl die Land- als Stadtbevölkerung ist w esent­

lich verschieden von dem des Königreichs, dem ganzen neu- 

modichen Schwünge desselben fremd. E in W ahlgesetz , wie 

das im Königreiche geltende, würde in Schleswig grossem 

W iderstande begegnen, während es, wenn nicht Rücksicht 

auf das Bundesverhältniss genommen w erden m üsste, sich 

viel leichter würde in H olstein einführen lassen, dagegen 

wieder nicht in Lauenburg.

Auch die Geld- und U m satzverhältnisse sind eigenthüm- 

lich in Schleswig. Schleswigs Bevölkerung hat im Ganzen 

genommen etwas Altmodisches, D ürftiges, Stilles und Spar­

sames an sich, und darauf muss eine Regierung alle billige 

Rücksicht nehmen.

D urch eine Institution w ürde das M inisterium , wie ich
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weiss, den W ünschen Vieler in Schleswig genügen, nämlich 

durch die Errichtung eines Gerichtshofes, welcher d ritte  In ­

stanz sein könnte, so dass das Appellationsgericht dann eigent­

lich ein L andes-O bergericht würde.

N ur Sachen über Leben und Tod, Sachen, -welche grosse 

Summen betreffen und Sachen, welche eventuelle Conflicte m it 

den A utoritäten betreffen, müssten diesem Gerichtshöfe zum 

Erkenntniss vorgelegt w erden , und er selbst möglichst mit 

einigen wenigen älteren im Sclileswigschen liechte bewan­

derten Männern besetzt werden. Die Mitglieder dieses G e­

richthofes könnten dann zugleich als Censoren bei der A n­

nahme von Candidaten zur U ebernahm e von juristischen Aem- 

tern in Schleswig, mögen es nun Polizeim eister oder Anw älte 

sein, fungiren.

Es w ürde dabei sehr erspriesslich sein, wenn ein P asto ­

ralseminarium für die Ausbildung der sclileswigschen G eist­

lichkeit errichtet würde, und wenigstens ein einjähriger A uf­

enthalt auf einem solchen verlangt w ürde um in dortigen 

geisliclien Aem tern angestellt zu werden. Besonders m üsste 

man hier eine genaue K enntniss aller Rechtsgewohnheiten, 

communalen wie privaten , wromit ein Geistlicher in B erüh­

rung kommen wird, fordern.

Ich nehme an , dass das Schullehrerwesen Schleswigs 

auf einem guten Fusse stehe, allein muss doch bemerken, 

dass darauf hingewirkt werden muss, die Schullehrer in einer 

und derselben W eise auszubilden, sowie dass man neben der 

E inübung in der M uttersprache jedes Einzelnen zugleich eine 

angemessene Fertigkeit in der ändern H auptsprache der P ro ­

vinz verlangte.
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b.
Nunm ehr werde ich die S t ä n  de  V e r s a m m l u n g  Schles­

wigs, welche j a  nun direekten Einfluss auf die Gesetzgebung 

hat, zum Gegenstände einiger Betrachtungen machen.

Ich beginne m it der Erklärung, dass ich sehr weit ent­

fernt b in , das, wie ich glaube, gewöhnliche Bedauern über 

das A uftreten der Ständerversammlung zu theilen. Ich  will 

mich nicht dabei aufhalten , sowohl das Unkluge als Unbe­

rechtigte des Bestrebens die Opposition in der genannten 

V ersam m lung als „Schlesw ig-H olsteiner“ zu stempeln, nach­

zuweisen, oder ohne W eiteres die E intheilung in „L oyale“ und 

„Illoyale“ zusammenfallen zu lassen.

Ich will dagegen hervorheben , dass Schleswigs Stände­

versammlung in ihrer rathgebenden G estalt in ganz anderer 

W eise auftrat, dass die R epräsentanten der Provinz fast alle 

an dem ungesetzlichen Zusammentreten mit den holsteinischen 

Ständen 1848 Theil nahm en, dass die dänische Regierung 

den W ahlmodus für Schleswigs Ständewahlen nicht w esent­

lich verändert h a t, und dass man demungeachtet seit dem 

Kriege und dem Aufstande m erkwürdig grosse Schritte gegen 

eine von nationalen und ändern ungehörigen Rücksichten 

freie Behandlungsweise hin gem acht hat*).

Die Ständeversam mlung besteht nun aus 43 M itgliedern: 

5 gewählt von der Geistlichkeit, 4 von der Ritterschaft, 5 von 

den grösseren Gutsbesitzern, 10 von den Städten, 17 von den 
kleinen Landbesitzern und 2 von gemischten W ahldistricten 

(S tadt und Land). Die Stellung ist nun in den späteren

*) D ies wurde geschrieben vor der letzten Ständeversatnmlung; jetzt 
urtheilt der geehrte Verf. gewiss anders, denn ein gehässigerer W i­
derstand in Verbindung mit geistiger Impotenz und Unwissenheit 
lässt sich wohl kaum denken. D . U.
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Jahren  der A rt gewesen, dass, abgesehen vom Präsidenten* 

etwas über zwanzig eine ministerielle Opposition gebildet 

haben, während eine M inorität von etwas unter zwanzig 

beständig die Vorschläge des Ministeriums gestützt hat. 

Allein schon diese Thatsache müsste für jeden politisch 

erfahrenen Mann genug sein, das U rtheil auszusprechen, dass, 

wenn das V erhältniss nun so ist im Vergleiche m it früher, 

der Terrorism us nicht von der dänischen Regierung ausge­

gangen sein kann, und die W ogen des erregten Meeres nun 

im Begriffe sind sich allmählich zu beruhigen.

Ueber eine solche Lage der Dinge ungeduldig zu w er­

den, verräth nur eine beklagenswerthe E ilfertigkeit in D in­

gen, welche guter Zeit bedürfen, um sich zu ordnen. D ar­

aus Veranlassung nehmen zu wollen, ein ganz neues W ahl­

gesetz für Schleswig vorzuschlagen, w ürde einen noch grös­

seren Mangel an verständiger V oraussicht verrathen. Ich 

will gern gestehen, dass auch ich Schleswigs jetziges W ahl­

gesetz nicht für ein M uster eines W ahlgesetzes ansehe, al­

lein ich muss zugleich einräum en, dass es für die schles­

wigsehen Zustände recht wohl passt, und dass man es jeden­

falls nicht erweitert zu sehen wünscht. Ich habe Letzteres 

von einem der (sogenannten) Dänischgesinntesten und Libe­

ralsten im H erzogthum , und das E inzigste , was er gegen 

das W ahlgesetz einzuwenden hatte, w aren die 4 Ritterschafts­

m itglieder, welche jaw ohl auch mit den Gutsbesitzern ver­

einigt werden könnten ; allein ich glaube auch hier, dass die 

Regierung klug h an d e lt, wenn sie gesetzlich überlieferte Zu­

stände respectirt, wozu denn auch die R itterschaft gehört.

Ich habe ohnedies die Zuversicht, dass es mit Rücksicht 

auf ministerielle D enkungsart in der Ständeversammlung, ohne 

dass man die geringste V eränderung vorzunehmen braucht, lang-
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sam aber sicher vorw ärts gehen wird, wenn man dies sagen 

darf. Und man möge wohl daran denken, dass das Ver- 

hältniss je tz t für den Augenblick so steht, dass der Ueber- 

gang einer oder zweier Stimmen die M ajorität zur M inorität 

und umgekehrt machen kann. Dass dies proprio motu, ohne 

äussere Einwirkung geschehe, kann ja  nur der beste Trium ph 

einer wohlgesinnten Regierung sein.

W as bis je tz t die segensreiche W irksam keit der schles- 

wigschen Ständeversam mlung für den Landestheil selbst ge­

lähm t h a t, muss als vorübergehende A eusserung einer mit 

jedem  Tage mehr verschwindenden Eifersucht betrachtet w er­

den*). Dergleichen findet man in der Geschichte der K ind­

heit aller gesetzgebenden Versammlungen. W o nur ein V or­

schlag des M inisteriums vorgelegt w urde, wurde nicht erst 

untersucht, ob es an sich dem Herzogthume nützen könne 

sondern gewisse Leute fanden oder glaubten einen politischen 

Haken daran zu finden, welcher darauf berechnet sei, Schles­

wig von Holstein weg nach Dänem ark hinüber zu ziehen. 

W er sich nun dieser vermeintlichen Nebenabsicht widersetzte, 

wurde von den ministeriellen Schleswigern ohne W eiteres ein 

Schleswigholsteiner genannt, und wenn diese dann zum Bei­

spiel an den Sprachverhältnissen rührten, sahen die Ministe­

riellen sogleich darin ein Zeichen des alten Verdeutschungs­

systems. Am K larsten tra t diese verkehrte Politik hervor, 

als die Ministeriellen Schleswigs unvortheilhafte Stellung in 

Bezug auf die mit Holstein gemeinschaftliche Brandversiche­

rungsgesellschaft nachwiesen; denn hier zogen die Antiinini-

*) Hier ist die Auffassung des Hrrn. Verf. wohl ganz abrogirt worden 
durch die Phänomene der Ständeversammlung v. J. 1860.

D . U.
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ersteriellen vor, Schleswig einen grossen materiellen V erlust 

erleiden zu lassen, um nur nicht eins der wenigen übrigge­

bliebenen Bande zwischen H olstein und Schleswig aufzugeben.

Ich gestehe nun offen, dass, wie ich glaube, die schles- 

wigschen Ministerien sich nicht ganz frei von solchen kleinen 

politischen Haken bei den vorgelegten Vorschlägen gehalten 

haben; allein ich muss annehmen, dass man in dieser Bezie­

hung von solchen Versuchen zurückgekommen ist. Und von 

dem T age, a v o  es dem Schleswiger klar is t, dass das Mini- 

nisterium ohne Nebenabsichten auf jede W eise das Bedürf- 

niss der Provinz zu befriedigen sucht, besonders durch eine 

sparsame freisinnige und humane Administration und darauf 

abzielende G esetze, von der Zeit an wird die Parteistellung 

in Flensburgs Ständesaale kaum mehr bleiben, wie sie je tz t 

is t* ); möchte dann eine ministerielle M ajorität, ohne sich zu 

überheben, stets Mehr und Mehr der antiministeriellen M ino­

ritä t für sich gewinnen.

A lso: Die Physiognomie der Ständeversammlung Schles­

wigs, selbst wie sie gegenwärtig ist, kann das genannte P ro ­

jec t auch nicht motiviren, sondern muss tro tz seiner vielver­

sprechenden Aussichten laut gegen eine Entscheidung spre­

chen, welche die jetzige Spaltung unwiderruflich feststellte.

C.

So gewiss es ein physischer Grundsatz ist, dass ein 

Dreifuss die beste Stütze abgiebt, kann es doch auch nicht

*) Hat sich leider als Illusion ergeben; das Ministerium trifft schwerlich 
ein Vorwurf, sofern man nicht Unfehlbarkeit von ihm verlangt; 
die idealste Verwaltung würde in dem Hass gegen das seit 1852 
gesetzlich Bestehende und seine natürlichsten Consequenzen bel 
der Partei nichts haben ändern können. D . U.
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übersehen werden, welche ein Glück es ist, dass die dänische 

M onarchie seit dem 28sten Jan. 1852 den Schritt vorw ärts 

gegangen is t , dass sie anstatt eines Dualismus nun drei 

nach ihren äusseren und innei-en Eigenschaften gesonderte 

Hauptlandestheile erhalten liat. Selbst die D ualität in der 

Bekanntmachung vom 28sten Jan . 1848 w ar doch nur ein 

G rösseres im Gegensätze zu einem Kleineren; denn wenn 

auch Schleswig, Holstein und Lauenburg als ein Ganzes in 

legislativer Beziehung vereinigt w ü rd e , so w ürde doch das 

Königreich durch die H aupstadt, die Residenz und die Bei­

lande in jedem "Wettkampfe stets A ussicht zu siegen haben. 

D er S taat würde ein hinkendes Dasein haben, wenn er ein 

längeres und ein kürzeres Bein hätte. Und ich glaube aller­

dings, dass es, wenn auch nicht mit Beziehung auf die dro­

hende Regung des „Schleswig-Holsteinism us“ ein politischer 

Misgriff war, die adm inistrative Zweitheilung und rathgebende 

V iertheilung auf das gesetzgebende Gebiet hinüberzuführen.

Ich weiss wohl, dass eben der Mann, welcher sich durch 

seine Einwendungen gegen den D ualitätsvorschlag von 1848 

verdient gemacht hat, geglaubt liat, für das von den holstei­

nischen Ständen vorgeschlagene viergetheilte Interim  in die 

Schranken treten zu müssen. A llein der betreffende P ub li­

cist ha t nicht den grossen Vorzug des letzteren Vorschlages 

vor dem ersteren hervorgehoben, dass er nämlich die Landes- 

theilsinteressen respectirt, welche der erste gänzlich übersah.

E s kann für das Königreich Dänem ark gefährlich genug 

sein, durch den viergetheilten Vorschlag mit dem kleinen 

Lauenburg gleichgestellt zu werden, und wenn dann die G e­

fahr mit antideutschen F arben  gem alt w ird , kann es ja  wohl 

gelingen, nationalen Effect zu machen; allein dennoch war 

die G efahr hierbei nicht gross, insofern man übersieht, dass
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selbst in diesem allergrellsten Verhältniss, wo man sich Dä­

nemark mit Lauenburg gleich repräsentirt dachte, doch nicht 

blos Schleswig, wie gezeigt, sich sehr leicht dem M utterlande 

anschliessen w ü rd e , sondern selbst von den beiden ändern 

Landestheilen w ürde leicht einer oder der andre sich von 

partiellen Betrachtungsweisen freim achen; und, wenn die ge­

meinschaftliche gesetzgebende Arbeit darauf beschränkt wäre, 

nur W ohlfahrtsangelegenheiten zu umfassen, so würden alle 

vier Landestheile bald die Entdeckung machen, dass sie im 

Grunde einig seien. (Ganz zu geschweigen von dem Amen­

dement, Lauenburg ganz für sich bei Seite zu lassen.)

Allein es ist ohnedies in dieser Sache unbeachtet gelas­

sen, dass viele Staatskörper ja  grade solche gesonderte O r­

ganismen haben, die theils gemeinsame, theils besondere In te r­

essen haben, und dass man bei solchen ungleichen T erritorial- 

und Bevölkerungsverhältnissen das Mittel hat, die gesonder­

ten Interessen durch eine, die Bevölkerungsinteressen durch 

eine andere Abtheilung der gesetzgebenden Repräsentation 

wahrnehmen zu lassen. Sieht man nicht, dass Bern und Zug 

g l e i c h  v i e l  Repräsentanten haben und dass Bern sich mit 

seiner Eigenschaft als V orort zu trösten weiss?

Indessen ist es, wie ich in meiner letzten Schrift S. 15. 

gezeigt habe, durchaus meine Meinung nicht, dass man des­

halb auf das Viertheilungsprincip halten sollte; allein da­

gegen glaube ich, dass man soweit möglich alten örtlichen 

Interessen Genüge leisten muss und nie den administrativen 

Beamten erlauben darf, einen so überwiegenden Einfluss auf 

die W ahlen zu erhalten , als ihnen durch die unmittelbaren 

W ahlen nach der Verfassung vom 2ten October 1855 bei­

gelegt worden ist.

E iner der schwächsten Puncte dieser Verfassung ist ge-
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w iss, dass sie , um, wie es scheint, stets den (sogenannten) 

Dänischgesinnten in Schleswig zwei oder drei Stimmen zu 

sichern, Schleswig vom Norden aus in fünf W ahlkreise ge- 

theilt hat. Viel eher zerfällt Schleswig in vier W ahlkreise, 

einen nördlichen und einen südlichen, einen westlichen, worin 

die Frisen aufgingen, und einen östlichen mit den am meisten 

sprachgemischten D istricten. A uf gleiche W eise zerfällt ja  

Holstein in 4 natürliche G ruppen: Holstein im Norden, W a- 

grien im Osten, S torm arn im Süden und Ditmarschen im 

W esten. Nach einer solchen Eintheilung nach natürlichen 

Verhältnissen olme minutiöse Quadratmeilenberechnungen 

könnte dann Lauenburg einen W ahlkreis bilden, so dass es 

neun in den H erzogthüm ern gäbe. W enn dann Jü tland  in 

das W est- und Ostland, und in das Land nördlich vom Liim- 

fjorde getheilt w ü rd e , während die Inseln in Fühnen- 

L aalland -F alste r, sowie in Seeland-Möen-Bornholm, also in 

fünf Kreise zerfielen, dann könnte die H auptstadt, das Lag- 

thing der Färöer, Islands Althing, endlich der Colonialrath 

der westindischen Inseln vier W ahlkreise bilden. Schickte 

dann jeder dieser Kreise einen Volksgewählten, während der 

König für jeden einen Königlichgewählten ernennte, so hätte 

man auf die W eise eine Repräsentation für sämmtliclie lokale 

Interessen. Liesse man dann die eigentlichen beschliessen- 

den Repräsentationen in D änem ark, Schleswig, Holstein und 

Lauenburg durch M inoritätswahlen, wie jetzt, 1 Mitglied für 

je  50 oder 40,000 E inw ohner im Landestheile wählen, so 

hätte man eine nach den Volkszählungen abgepasste G rund­

lage für die M ajoritätsinteressen, welche aber ein würdiges, 

selbstständiges und schweres Gegengewicht in den genannten 

localen Interessen fände.

Jeder wird nun erkennen, dass die je tz t bestehende Ein-
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theilung einem solchen Systeme der Gesammtinteressen des 

Staates viel günstiger sein w ürde, als die projectirte will- 

kührliche Zweitheilung.

<1 .

Die H auptfrage bei der schleswigschen Frage ist doch 

gewesen, die verwickelten Sprachverhältnisse zu ordnen, und 

mit jedem Tage wird diese Sache eine so sorgfältige Lösung 

erfo rdern , als A chtung für jedes Menschen nicht historische 

sondern wirkliche M uttersprache im Stande ist, zu geben.

Nun aber sieht jeder, dass dieser Zweck am Besten da 

erreicht w ird , wo beide bestrittene Sprachen einer legalen 

Gleichberechtigung geniessen. Denn da kann die ganze 

Gesetzgebung mit steter Rücksicht auf diese Zweiheit ein­

gerichtet werden. Nie würde das durch irgendwelche will- 

kührlich gezogene Sprachgrenze bei einer Theilung geschehen 

können. Denn in einem fruchtbaren Lande, wo weder Berge, 

F lüsse noch Steppen die dichte Bevölkerung trennen, ist ein 

schroffer Uebergang von der einen Sprache zur ändern eine 

physische Unmöglichkeit. Es wird stets einen schmälern 

oder breiteren Sprachgürtel geben, wo die Sprache gemischt 

ist. Und da man nun grade einen solchen neutralen Sprach­

gürtel als einen zugleich politisch getrennten Landestheil hat, 

so würde es höcht unverantwortlich sein, eine solche F o r­

mation der geschichtlichen Sprachverhältnisse zu übersehen.

Entscheidend ist dies indessen, soweit es die Schleswiger 

selbst betrifft; denn ihr Beruf ist es nicht, durch Sprach- 

petitioncn adm inistrative Verhältnisse geändert zu sehen, son­

dern , indem sie auf dem legislativen G runde der S tände 

weiter bauen, sich selbst einen wohlgeübten gerechten und 

billigen Einfluss auf die ganze Gesetzgebung, ohne irgend-
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welche Rücksicht auf die Spraclmvistigkeiten, zu schaffen. 

A llein übrigens m uss in allen Sprachsachen die Regel gel­

ten: L ass jeden die Sprache reden, welche er bei jeder G e­

legenheit für die dienlichste hält, um seine Meinung einzu­

schärfen, und lass keinen sich darüber beklagen, dass er nicht 

versteht, was er zufolge seines freiwillig angenommenen Be­

rufs verstehen sollte. Die W ähler sollten dagegen gesichert 

sein, dass ihr M andant es nicht verstehe, ihre Interessen w ahr­

zunehmen.

Allein es ist ein Unterschied zwischen den persönlichen, 

communalen Sprachinteressen und den repräsentativ-politischen. 

Jene erfordern eine vorsichtigere Rücksichtsnahme als diese, 

wo man mit gebildeten und erfahrenen M ännern zu thun hat.

Allein im Ganzen genommen legt man noch zuviel G e­

wicht auf die Sprache, eben als sei sie das einzigste K enn­

zeichen der N ationalität. Das politische Gesammtleben des 

Staates ist zu kurz gewesen, um kleine M issverständnisse zu 

entfernen. E in längeres.-.ruhiges Zusammenwirken würde die 

Sprachschwierigkeiten bald bis auf fast so gut wie Nichts 

reduziren.

Ich  habe somit, wie ich glaube, auf umfassende W eise 

nachgewiesen, dass die jetzigen staatsrechtlichen Grenzen der 

Monarchie sich sehr wohl mit einer für alle Theile gleich 

glücklichen Entwicklung beibehalten lassen. Ich glaube, dass 

diese sich mit geringer Schwierigkeit durch inländisches Z u­

sammenwirken zwischen den politischen M ännern des L an­

des, die in meinen Augen einander viel näher stehen, als 

man aus ihrer Haltung in einzelnen, mitunter sogar unbedeu­

tenden, Sachen abnehmen könnte, sich erreichen Hesse. Sehr
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w ürde ich es beklagen, wenn die Angelegenheiten des dänischen 

Staates, ohne einen entschieden misslungenen inneren Versuch, 

auf einen europäischen Congress zur Entscheidung gebracht 

werden sollten; denn es ist. so scheint es mir, ein b ittrer 

W erm utlisbecher, sich von Frem den vorschreiben lassen zu 

müssen , wass man durch gegenseitiges Entgegenkommen 

hätte vermeiden können.
Möchten denn Alle, welche in meinem V aterlande eini­

gen Einfluss haben, einander die H and reichen zur A bw eh­

rung D essen, was in dem T itel dieser kleinen Schrift aus­

gedrückt ist. Möchten sie ihm Vorbeugen dadurch, dass sie 

allen berechtigten Forderungen sämmtliclier Theile der Mo­

narchie Rechnung trag e n !

S c h l u s s .

Diese Schrift hat angedeutet, was verschiedene Aeusse- 

rungen in deutschen B lättern unumwunden ausgesprochen 

haben, dass mindestens abermals die R e d e  von „Schleswigs 

Theilung“ ist. Ich habe demnächst erörtert, wie man sich 

ein solches Project wohl ins W erk gesetzt denken könnte. 

Ich habe ferner, wie ich g laube, mit T reue, entwickelt, was 

dafür sprechen könnte. Ich habe endlich, vermeintlich über­

zeugend, angeführt, was dagegen spricht. Zuletzt habe ich 

nachgewiesen, wie grade die jetzige staatsrechtliche Ordnung 

zugleich die glücklichste ist, wenn sie von einer wohlgesinn­

ten Regierung, welche für das nationale und materielle Be- 

dürfniss aller Landestheile ein Auge hat, benutzt wird.
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Ich bin hier davon ausgegangen, dass das genannte P ro ­

ject A nhänger finden könnte, und zwar, wenn ich so sagen 

darf, h inter dem Rücken des dänischen Ministeriums und 

ganz gegen dessen W illen. Ich habe mir nicht die Möglich­

keit denken können, dass irgend ein M inisterium, das auf 

dem Boden der Bekanntm achung vom 28sten Jan . 1852 

steht, dem Könige eine solche Entscheidung anrathen könnte. 

Obglei li auch ich tief beklagte, dass die Regierung sich lier- 

beiliess, durch das P a ten t vom 6ten Nov. 1858 die V er­

fassungsgemeinschaft zwischen Holstein und Lauenburg auf 

der einen und Dänemark und Schleswig auf der ändern Seite 

aufzuheben, würde ich doch darin keinen Vorboten einer 

„A ussonderung“ der erstgenannten Landestheile sehen. Ich 

habe mich an die ausdrücklichen W orte des Patents gehal­

ten, dass die M aassregel nur i n t e r i m i s t i s c h  ist, und dass 

eine W iedervereinigung, oder ein Anschluss wieder herbei­

geführt werden soll.

Allein habe ich hierin Unrecht, und ist es, was ich doch 

noch nicht glauben kann, einem oder dem ändern der M it­

glieder des dänischen Ministeriums sogar wilkommen gewe­

sen, dass man es in F rankfurt zu einer interimistischen voll­

ständigen Aussonderung kommen liess, anstatt F rankfurt, wie 

es hätte müssen, Punct für P unct die einzelnen Sphären angeben 

zu lassen, w'orin die Gemeinschaft, nach dem § 23 der V er­

fassung für die Gesammtangelegenheiten .der dänischen Mo­

narchie aufhören und zu besonderen Angelegenheiten zu 

machen seien, so hätte mein Ausgangspunct ein anderer und 

noch bedenklicherer sein müssen. In  solchem F alle  müsste 

ich wiederholen, was ich in meiner letzten Schrift „Von H ol­

steins A ussonderung“ Seite 24 geäussert h ab e :

„Die erste Folge von Holsteins Aussonderung aus der
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Staatsverbindung müsste früh oder spät Schleswigs Theilung 

werden. Selbst das wohlgemeinteste Königsw ort kann nicht 

verhindern, dass es geschähe. Und obwohl ja  die, welche 

die Liebe einer M utter für Dänemark zur Schau tragen, mit 

trockenen Augen diesem salomonischen U rtheil entgegengese­

hen haben, so hat doch der bessere Theil des dänischen 

Volkes dadurch, dass er dem Königsworte: D as soll nicht 

geschehen! zugejubelt hat, sich auf das Schmerzlichste durch 

den G edanken, diesen alten  Landestheil durchsnitten zu 

sehen, berührt gefühlt. D enn wo ist die G renze? W illkühr- 

lich bleibt sie immer. Und, selbst wenn man sich eine Grenze 

dauernd dächte, so verlöre man doch für immer den aufge­

gebenen Theil ohne Hoffnung, dadurch den zurückgebliebenen 

fester an sich zu knüpfen.“

Möchten das dänische Volk und seine Rathgeber sich 

klar vor Augen halten, warum  es sich in einer so wichtigen 

Sache handelt. Möchte kein übereiltes V orgehen, welches 

blos den Sympathien und A ntipathien des Augenblickes ge­

nüge, das harte U rtheil der Geschichte auf unser H aupt laden, 

dass Dänem ark aberm als seine Politik in dem alten Kron- 

lande Schleswig verfehlt h a t, und diesmal in unersetzlicher 
Weise.
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